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ZRS rechtskräftig1  ZRS neu Bemerkungen
Zonenreglement Siedlung vom …

Die Einwohnergemeinde Oberwil erlässt – gestützt auf § 2, 5
und 18 des kantonalen Raumplanungs- und Baugesetzes
(RBG) vom 8. Januar 1998 und die dazugehörende Verord-
nung (RBV) das nachfolgende Zonenreglement Siedlung.

A Allgemeines A Allgemeines
1. Erlass -- Aufgehoben, verschoben

in Präambel
Die Einwohnergemeinde Oberwil erlässt – gestützt auf § 2 des
Raumplanungs- und Baugesetzes vom 8. Januar 1998 – die
nachfolgenden Zonenbestimmungen.

 --

2. Geltungsbereich § 1 Zweck, Geltungsbereich
Die Zonenbestimmungen gelten für das in den Zonenplänen
Siedlung und Dorfkern festgelegte Baugebiet.

1 Die Zonenvorschriften Siedlung bestehen aus dem Zonen-
plan und dem Zonenreglement. Sie bezwecken eine geregelte
Bodennutzung und Bautätigkeit im Siedlungsgebiet unter Be-
rücksichtigung der Förderung der Biodiversität und des ökolo-
gischen Ausgleichs im Siedlungsraum.
2 Das Siedlungsgebiet der Gemeinde ist abgegrenzt durch den
Perimeter im Zonenplan Siedlung. Es gliedert sich in verschie-
dene Zonen.

1 In Kraft seit 1. Januar 2017.
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B  Wohn- und Wohn-Geschäfts-
zonen

B Zonen im Siedlungsgebiet

§ 2 Nutzungsvorschriften im Überblick Neu eingefügt
1 Der Zonenplan Siedlung scheidet folgende Bauzonen aus:
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3. Nutzungsarten in den W- und WG-Zonen aufgehoben

3.1 Nutzungsarten in den W-Zonen § 3 Wohnzonen
Neben dem Wohnungsbau sind nichtstörende Kleinbetriebe
zulässig. Die Bauten dürfen in der äusseren Form und Fassa-
dengestaltung nicht vom Wohnbaucharakter abweichen.

1 Wohnzonen umfassen Gebiete, die in erster Linie der Wohn-
nutzung vorbehalten sind. Zugelassen sind nicht störende Be-
triebe, deren Bauweise der Zone angepasst ist. Zugelassen
sind namentlich kleinere emissionsarme Geschäfte und
Dienstleistungsbetriebe mit geringem Zubringerverkehr.

Geändert

3.2 Nutzungsarten in den WG-Zonen § 4 Wohn- und Geschäftszonen
Neben dem Wohnungsbau sind Geschäftsbauten mit wenig
störenden Immissionen zulässig. Die Bauten müssen in der
äusseren Gestaltung mit den Wohnbauten harmonieren.

1 Wohn- und Geschäftszonen umfassen Gebiete, die der
Wohnnutzung und wenig störenden Betrieben vorbehalten
sind. Zugelassen sind namentlich Läden, Büroräumlichkeiten,
Dienstleistungsbetriebe, Gaststätten sowie kleinere Hand-
werksbetriebe mit wenig störenden maschinellen Einrichtun-
gen.

Geändert

2 Im Zonenplan Siedlung sind in den Wohn- und Geschäftszo-
nen Bereiche festgelegt, wo auch mässig störende Betriebe
zugelassen sind. Zugelassen sind namentlich Dienstleistungs-
und Geschäftsbetriebe, Restaurants und Hotels, Gewerbe-
und Handwerksbetriebe sowie ähnliche Betriebe mit mässig
störenden maschinellen Einrichtungen.

Neu eingefügt

3 Nicht zugelassen sind:
a) verkehrsintensive Betriebe des Güterumschlags, der

Güterverteilung, der Lagerung und des Transports;
b) Betriebe, die auf die Lagerung und Verarbeitung von

gefährlichen Stoffen und Organismen angewiesen
sind;

c) Betriebe, die lästige Geruchs- und Staubemissionen
verursachen.

Neu eingefügt
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3.3 Zonenfremde Betriebe in den W- und WG-Zonen -- Aufgehoben
Zonenfremde Gewerbebetriebe können weiterbestehen. Eine
angemessene Erweiterung ist möglich, sofern die betriebli-
chen Einwirkungen auf die Nachbarschaft erträglich sind. Auf
Antrag des Gemeinderates kann – unter Berücksichtigung der
örtlichen Verhältnisse – bei solchen Erweiterungsbauten von
den zonenmässigen Bauvorschriften abgewichen werden.

 --

4. Nutzungsmasse in den W- und WG-
Zonen

 -- Aufgehoben, Nutzungs-
masse sind in der Tabelle
in § 2 enthalten

4.1 Zweigeschossige Wohnbauten --

W2a
Vollgeschosszahl 2
Bebauungsziffer 23%
Nutzungsziffer 35%
Sockelgeschosshöhe 1.0 m
Fassadenhöhe 6.5 m
Gebäudehöhe 9.5 m
Gebäudelänge 18 m

--

W2b
Vollgeschosszahl 2
Bebauungsziffer 28%
Nutzungsziffer 45%
Sockelgeschosshöhe 1.5 m
Fassadenhöhe 6.5 m
Gebäudehöhe 9.5 m
Gebäudelänge 25 m

--
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4.2 Zweigeschossige Wohn-Geschäftsbauten --

WG2a
Vollgeschosszahl 2
Bebauungsziffer 30%
Nutzungsziffer 50%
Sockelgeschosshöhe 1.5 m
Fassadenhöhe 6.5 m
Gebäudehöhe 9.5 m
Gebäudelänge 35 m

--

WG2b
Vollgeschosszahl 2
Bebauungsziffer 30%
Nutzungsziffer 50%
Sockelgeschosshöhe 1.5 m
Fassadenhöhe 7.0 m
Gebäudehöhe 12.0 m
Gebäudelänge frei

--

4.3 Dreigeschossige Wohnbauten --

W3
Vollgeschosszahl 3
Bebauungsziffer 25%
Nutzungsziffer 60%
Sockelgeschosshöhe 1.5 m
Fassadenhöhe 9.5 m
Gebäudehöhe 13.0 m
Gebäudelänge 35 m

--
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4.4 Dreigeschossige Wohn-Geschäftsbauten --

WG3
Vollgeschosszahl 3
Bebauungsziffer 25%
Nutzungsziffer 65%
Sockelgeschosshöhe 1.5 m
Fassadenhöhe 9.5 m
Gebäudehöhe 13.0 m
Gebäudelänge frei

--

§ 5 Kernzonen Neu eingefügt
1 Kernzonen umfassen architektonisch und städtebaulich
wertvolle Stadt- und Ortskerne, die in ihrem Charakter erhal-
ten oder saniert werden sollen. Zugelassen sind Wohnnut-
zung sowie mässig störende Betriebe wie namentlich Gast-
stätten und Kleinbetriebe mit mässig störenden maschinellen
Einrichtungen.
2 In der Kernzone sind erhöhte Anforderungen an die architek-
tonische Gestaltung zu erfüllen. Bauten und Anlagen müssen
sich in ihre Umgebung einfügen und auf geschützte und
schützenswerte Objekte Rücksicht nehmen, so dass eine gute
Gesamtwirkung erreicht wird.

§ 6 Gewerbezonen Neu eingefügt
1 Gewerbezonen umfassen Gebiete, die insbesondere der
Aufnahme von mässig störenden Betrieben vorbehalten sind.
Zugelassen sind namentlich Werkhöfe, Werkstätten, Lager-
häuser, und weitere mässig störende Betriebe.
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2 Verkaufs- und Freizeiteinrichtungen wie Erlebnisparks, Multi-
plexkinos und ähnliche, die nachweislich ein zusätzliches Ver-
kehrsaufkommen von mehr als 250 PW-Fahrten/Werktag oder
mehr als 50 PW-Fahrten/Spitzenstunde verursachen, sind
nicht zulässig. Im Sinne der übergeordneten Gesetzgebung ist
der Gemeinderat berechtigt in Abwägung öffentlicher und pri-
vater Interessen sowie in Würdigung der besonderen Um-
stände des Einzelfalls bei der Baubewilligungsbehörde schrift-
lich begründet Ausnahmen zu beantragen.

§ 7 Zonen für öffentliche Werke und Anlagen Neu eingefügt
1 Zonen für öffentliche Werke und Anlagen umfassen Gebiete,
die zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben benötigt werden. In be-
schränktem Umfang sind andere Nutzungen zulässig, sofern
sie mit der Erfüllung der öffentlichen Aufgaben verträglich
sind.
2 Die Nutzung richtet sich nach dem für das Werk oder die An-
lage vorgegebenen Zweck. Die Bauweise richtet sich nach der
Funktion der Anlage, und es sind die öffentlichen und privaten
Interessen zu berücksichtigen.
3 Aus dem Zonenplan Siedlung ergibt sich, für welche öffentli-
chen Aufgaben eine bestimmte Zone für öffentliche Werke
und Anlagen vorgesehen ist.
4 In den Zonen für öffentliche Werke und Anlagen Nr. 2 gelten
die Vorschriften der Kernzone sinngemäss.
5 In der Zone für öffentliche Werke und Anlagen Nr. 3 ist für
neue Bauten und Anlagen ein qualitätssicherndes Verfahren
durchzuführen.
6 Die Umgebungsgestaltung, die Pflege und der Unterhalt ha-
ben naturnah und im Sinne des ökologischen Ausgleichs zu
erfolgen.
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§ 8 Grünzonen Neu eingefügt
1 Grünzonen sind von Bauten, Anlagen und Einrichtungen
grundsätzlich freizuhalten. Sie dienen der Erholung, der Glie-
derung des Siedlungsgebietes sowie dem ökologischen Aus-
gleich und dem Biotopverbund.
2 Nutzung, Pflege und Unterhalt haben naturnah und im Sinne
des ökologischen Ausgleichs zu erfolgen.

§ 9 Gewässerraum Neu eingefügt
1 Der Gewässerraum entspricht einer überlagernden Schutz-
zone. Er dient der Gewährleistung der natürlichen Funktion
des Gewässers, des Hochwasserschutzes sowie der Gewäs-
sernutzung nach Art. 36a des Gewässerschutzgesetzes.
2 Innerhalb des Gewässerraums richtet sich die Zulässigkeit
von Bauten, Anlagen und Nutzungen nach den Bestimmun-
gen des Bundesrechts, insbesondere nach Art. 41c der Ge-
wässerschutzverordnung.
3 Für die Werterhaltung und Förderung der Uferbereiche gilt:

 Eine standortgerechte Ufervegetation ist zu erhalten,
zu fördern, fachgerecht zu pflegen und nötigenfalls zu
durchforsten;

 wo eine standortgerechte Ufervegetation fehlt, ist sie
mit einheimischen Arten anzulegen;

 beeinträchtigte Uferpartien sind zu renaturieren;
 ökologisch und wasserbaulich bedingte Pflege- und

Unterhaltsmassnahmen sowie Massnahmen zur Frei-
legung eingedolter Gewässerabschnitte sind ingeni-
eur-biologisch auszuführen.
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C Allgemeine Bauvorschriften Neu eingefügt

§ 10 Eingliederung der Bauten in die Umgebung
1 Alle Bauten sind derart in ihre bauliche und landschaftliche
Umgebung einzugliedern, dass eine gute Gesamtwirkung er-
reicht wird. Dies gilt besonders für die Baumassenverteilung,
Staffelung der Bauten, Bauhöhe, Bauform, Dachgestaltung,
Material- und Farbwahl sowie für die Umgebungsgestaltung.

§ 11 Siedlungsklimatische Aspekte Neu eingefügt
1 Bauten, Anlagen und die Umgebung mit mindestens un-
günstiger bioklimatischer Belastungssituation am Tag und in
der Nacht sind unter Berücksichtigung siedlungsklimatischer
Aspekte zu gestalten. Dabei sind sowohl Ökologie, Beschat-
tung, Durchlüftung und Abkühlung des Siedlungskörpers als
auch die Versickerungsfähigkeit und die Retentionsfähigkeit
der Siedlungsumgebung bei Starkniederschlägen zu berück-
sichtigen.

§ 12 Anrechenbare Grundstücksfläche Neu eingefügt
1 Für die Berechnung der baulichen Nutzung ist die im Zeit-
punkt der Erteilung der Baubewilligung vorhandene anrechen-
bare Grundstücksfläche (aGSF) massgebend.
2 Zur anrechenbaren Grundstücksfläche gehören die in der
entsprechenden Bauzone liegenden Parzellenflächen bzw.
Parzellenteile im Zeitpunkt der Erteilung der Baubewilligung.
3 Liegen Parzellenteile nicht in einer Bauzone, so dürfen diese
Teile nicht in die Berechnung der baulichen Nutzung miteinbe-
zogen werden.
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4 Liegen Parzellenteile in verschiedenen Bauzonen, so ist die
zulässige bauliche Nutzung gesondert zu ermitteln; die bauli-
che Nutzung kann in einem Baukörper erfolgen.
5 Der Gemeinderat gestattet den Einbezug von abgetretenem
Land für Strassen und Anlagen bei der Nutzungsberechnung,
sofern dies bei der Festlegung der Höhe der Landentschädi-
gung berücksichtigt wurde. Dies gilt auch, wenn im Rahmen
von Baulandumlegungen Land kostenlos für Verkehrsflächen
oder andere öffentliche Aufgaben an die Gemeinde abgetre-
ten wurde. Zudem können Parzellenteile, die mit anderen Zo-
nen überlagert sind (z. B. Gewässerraum), ganz in die Nut-
zungsberechnung einbezogen werden.

§ 13 Grün- und ökologische Ausgleichsflächenziffer Neu eingefügt
1 Die Grün- und ökologische Ausgleichsflächenziffer (GAZ) ist
das Verhältnis der Grün- und ökologischen Ausgleichsfläche
gemäss Abs. 3 zur anrechenbaren Grundstücksfläche
(aGSF).

Abweichende Definition
bezüglich Grünflächenzif-
fer gemäss § 48 IVHB* der
kantonalen Bauverordnung
(RBV)

2 Die Grün- und ökologische Ausgleichsfläche ist als Mindest-
mass festgelegt und ist dauernd und sachgerecht zu pflegen.
Vor dem Fällen eines für die Grün- und ökologischen Aus-
gleichsfläche anrechenbaren kronenbildenden Baums besteht
eine Meldepflicht beim Gemeinderat. Dieser hat über eine ent-
sprechende Ersatzbepflanzung zu befinden.
3 Als anrechenbare Grün- und ökologische Ausgleichsfläche
gelten natürliche und/oder bepflanzte Bodenflächen eines
Grundstücks, die nicht versiegelt sind, über unterirdischen
Bauten eine Bodenschicht von mindestens 40 cm aufweisen
und über natürliche Versickerungseigenschaften verfügen.
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4 Als Grün- und ökologische Ausgleichsflächen zusätzlich an-
rechenbar sind:

 naturnah gestaltete Wasserflächen;
 die Hälfte von begrünten Dachflächen;
 20 m2 für jeden kronenbildenden Baum in der Gewer-

bezone und 10 m2 in den übrigen Zonen. Dies gilt für
Bäume ab mindestens 2.0 m Stammhöhe.

5 Als Grün- und ökologische Ausgleichsfläche nicht anrechen-
bar sind:

 Abstellflächen für Autos und Wohnmobile;
 Schottergärten mit spärlicher oder fehlender Bepflan-

zung.

4.5 Nebenbauten in den Wohn- und Wohn-Geschäftszo-
nen

-- Aufgehoben

Fassadenhöhe 3.5 m
Gebäudehöhe 5.5 m

(Bauliche Nutzung gemäss Art. 5.3)

--
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5. Definitionen und Berechnungsarten in
den W- und WG-Zonen

-- Aufgehoben

5.1 Bebauungsziffer § 14 Ausnützungsziffer Neu eingefügt
Die Bebauungsziffer gibt in Prozenten an, wieviel von der
massgebenden Parzellenfläche überbaut werden darf. Für die
Berechnung der überbauten Fläche gilt der äusserste Umriss
der Bauten.

Nicht zur überbauten Fläche werden gerechnet:
- Dachvorsprünge bis zu 1.0 m Ausladung;
- aussenliegende Keller- und Eingangstreppen, Stützmau-

ern, äussere Lichtschächte und
- dergleichen;
- Pergolen;
- nutzungsfreie Bauten gemäss Art. 5.3.

1 Die Ausnützungsziffer (AZ) ist das Verhältnis zwischen der
anrechenbaren Bruttogeschossfläche der Hauptbauten
(BGFH) zur anrechenbaren Grundstücksfläche (aGSF).

Definition gemäss § 49
IVHB* RBV
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2 Zur BGFH werden angerechnet:
 oberirdische Vollgeschossflächen inkl. Umfassungs-

mauern;
 alle Dachgeschossflächen, unabhängig von deren

Nutzung (inkl. Wände, Treppen, Gänge etc.), welche
innerhalb eines Dachprofils eine Höhe von mindes-
tens 2.3 m von OK Dachgeschossboden bis UK
Dachkonstruktion aufweisen und deren Breite mehr
als 2.0 m beträgt;

 Untergeschossflächen inkl. Trennwände und Umfas-
sungsmauern, Treppen und Zugänge, welche unab-
hängig von der Nutzung die wohnhygienischen Vo-
raussetzungen erfüllen (d. h. 10% Fensterfläche,
2.3 m Raumhöhe);

 Flächen von unbeheizten Zwischenklimaräumen wie
verglaste Balkone, Wintergärten, vorgelagerte Wind-
fänge und dergleichen.

3 Zur BGFH werden nicht angerechnet:
 mindestens einseitig offene, gedeckte oder unge-

deckte Balkone;
 mindestens einseitig offene, gedeckte Eingangsberei-

che und Sitzplätze.
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5.2 Nutzungsziffer -- Aufgehoben
Die Nutzungsziffer bestimmt in Prozenten das Verhältnis der
Nutzfläche zur massgebenden Parzellenfläche.
Nutzfläche = Summe aller Vollgeschossflächen.

Nicht zur Nutzfläche werden gerechnet:
- offene Bauteile wie Hallen, Wohnbalkone und derglei-

chen;
- Dach- und Sockelgeschosse, auch wenn sie zu Wohn-

zwecken ausgebaut werden;
- nutzungsfreie Bauten gemäss Art. 5.3.

 --
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5.3 Nutzungsfreie Bauten und Bauteile -- Aufgehoben
Folgende Bauten und Bauteile werden nicht zur bebauten Flä-
che oder Nutzfläche gezählt:
- unbeheizte Windfänge für Hauseingänge bei bestehenden

Gebäuden, vor der isolierten Gebäudehülle bis zu max. 4
m2 bei Einfamilienhäusern und direkt von aussen zugäng-
lichen Wohnungen und Maisonnettes, bis zu max. 10 m2

bei Mehrfamilienhäusern;
- Aussenisolationen von bestehenden Gebäuden;
- unbeheizte, ganz oder weitgehend mit Isolier- oder Wär-

meschutzglas verglaste Zwischenklima-Räume (z.B. Win-
tergärten, Veranden und Balkone) bei bestehenden und
neuen Gebäuden mit max. 15 m2 je Wohnung bzw. Einfa-
milienhaus;

- Nebenbauten wie Garagen, Velounterstände, Schöpfe,
überdeckte Sitzplätze und dergleichen bis max. 7% der
massgebenden Parzellenfläche;

- unterirdische oder in den Hang gebaute Nebenbauten, die
wenig in Erscheinung treten.

 --
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5.4 Nutzungsumlagerung -- Aufgehoben
Für Nutzungsumlagerungen kann der Gemeinderat aus-
nahmsweise Abweichungen von den maximal zulässigen Be-
bauungsziffern gestatten.

Nutzungsumlagerungen sind z.B. in folgenden Fällen möglich:
- bei der Nachverdichtung weitgehend bebauter Quartiere;
- für Bauten, die dem Lärmschutz dienen;
- für ungenutzte resp. nicht nutzbare Dachgeschossflächen.

Für ungenutzte resp. nicht nutzbare Dachgeschossflächen ist
ein Nutzflächenzuschlag von 50% der durch die zulässige
Vollgeschosszahl dividierten Gesamtnutzfläche zulässig.

Voraussetzung für die Nutzungsumlagerung sind wohnhygie-
nisch und ästhetisch befriedigende Projekte.

 --

5.5 Massgebende Parzellenfläche -- Aufgehoben
Als massgebende Parzellenfläche gilt die in der entsprechen-
den Bauzone liegende Grundstücksfläche, soweit sie nicht
durch bestehende oder geplante öffentliche Verkehrsflächen
beansprucht wird.

Der Gemeinderat kann Flächen, die der öffentlichen Hand ab-
getreten werden, in die massgebende Parzellenfläche einbe-
ziehen, sofern dies beim Übernahmepreis berücksichtigt wird.

 --
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5.6 Zonengrenzen -- Aufgehoben
Verläuft eine Zonengrenze durch eine Bauparzelle, so ist die
Nutzung für beide Parzellenteile gesondert zu ermitteln. Der
Gemeinderat kann für Überbauungen, die dem Charakter bei-
der Zonen angemessen Rechnung tragen, die Zusammenfas-
sung der Nutzung in einem Baukörper gestatten.

 --

5.7 Nutzung bei Gruppenüberbauungen -- Aufgehoben
Bei der gleichzeitigen Erstellung von Gruppenüberbauungen
wie Doppel- und Reihenhäuser etc. und bei Gesamtüberbau-
ungen muss die Nutzung nur gesamthaft eingehalten werden.
Entstehen bei einer Parzellierung unternutzte Einzelparzellen,
so hat der Gemeinderat dafür besorgt zu sein, dass für diese
im Grundbuch entsprechende Dienstbarkeiten (Bauverbote)
eingetragen werden.

Dort, wo bei Gruppenüberbauungen durch die vorliegenden
Zonenbestimmungen nachträglich Nutzungsreserven entstan-
den sind, ist für die Nutzungsberechnung die aktuelle Parzel-
lierung massgebend. Allfällige Dienstbarkeiten (Baueinschrän-
kungen) sind anzupassen, wenn durch mögliche Baumass-
nahmen die Gesamtwirkung der Überbauung nicht beeinträch-
tigt wird.

 --
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5.8 Sockelgeschoss -- Aufgehoben
Die Oberkante der Sockelgeschossdecke darf maximal 1.0 m
über dem höchsten und maximal um das unter Art. 4.1 bis 4.4
und 17.4 angegebene Mass über dem tiefsten Punkt des
gewachsenen Terrains liegen (sichtbare Sockelgeschoss-
höhe). Gemessen wird an der äussersten Fassadenflucht.

Abgrabungen am Sockelgeschoss sind bis zu einem Drittel
des Umfanges zulässig. Das Sockelgeschoss darf jedoch
höchstens bis zu dem unter Art. 4.1 bis 4.4 und 17.4 angege-
benen Mass in Erscheinung treten.

In den Zonen W2a und W2b darf die sichtbare Sockelge-
schosshöhe auf 3.0 m erhöht werden. Bei Bauten mit höherer
Sockelgeschosshöhe als in Art 4.1 angegeben wird jedoch die
Fassadenhöhe ab Oberkante Sockelgeschossboden gemes-
sen. Tritt bei Flachdachbauten an einer Fassade das Sockel-
geschoss als Vollgeschoss in Erscheinung, so müssen die ge-
schlossenen Bauteile über dem Erdgeschoss minimal 3.5 m
hinter dieser Fassadenflucht liegen.

Erfordert das Erdgeschoss von Geschäftsbauten aus funktio-
nellen Gründen mehr als 3.0 m Höhe, so kann diese Mehr-
höhe zulasten der maximal zulässigen Sockelgeschosshöhe
kompensiert werden. Die zulässige Fassaden- und Gebäude-
höhe kann dabei um die Mehrhöhe überschritten werden.

Der Gemeinderat kann bei Aufschüttungen und grösseren Ge-
ländewannen aus kanalisationstechnischen Gründen usw.
Ausnahmen gestatten.

 -- Sockelgeschosse sind mit
den harmonisierten Bau-
begriffen nicht mehr zuläs-
sig. Es gelten die Vor-
schriften zu den Voll- bzw.
Untergeschossen
(vgl. §§ 52f und 52g IVHB*
RBV)
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5.9 Fassadenhöhe § 15 Ermittlung der Fassaden- und Gebäudehöhe Neu eingefügt
Die Fassadenhöhe wird gemessen ab Oberkante rohe Sockel-
geschossdecke bis zum Schnittpunkt der Fassade mit der
Oberkante der Dachkonstruktion exklusive der Dachhaut.

1 Die Fassadenhöhe wird gemessen ab dem Schnittpunkt der
Fassade mit dem tiefsten Punkt des massgebenden Terrains
bis zum Schnittpunkt der Fassade mit der Oberkante der
Dachkonstruktion.

5.10 Gebäudehöhe -- Aufgehoben
Die Gebäudehöhe wird gemessen ab Oberkante rohe Sockel-
geschossdecke bis zum höchsten Punkt der Dachkonstruktion
exklusive der Dachhaut. Der First von Steildächern muss min-
destens 1.0 m hinter der Fassade liegen.

2 Die Gebäudehöhe wird gemessen ab dem Schnittpunkt der
Fassade mit dem tiefsten Punkt des massgebenden Terrains
bis zum höchsten Punkt der rohen Dachkonstruktion.

5.11 Fassaden- und Gebäudehöhe für Nebenbauten -- Aufgehoben
Die Fassaden- resp. die Gebäudehöhe wird jeweils an der
äussersten Fassadenflucht vom höchsten Punkt des gewach-
senen Terrains ausgemessen.
Bei Pult- und Flachdächern gilt die Fassadenhöhe als Gebäu-
dehöhe. In steilen Hanglagen kann der Gemeinderat Ausnah-
men gestatten.

3 Die Gebäudehöhe von Klein- und Anbauten zwischen Ge-
bäuden darf 3.5 m nicht übersteigen.

Neu eingefügt

5.12 Versetzte Geschosse -- Aufgehoben
Bei versetzten Geschossen sind die Masse des Gebäudepro-
fils für jedes Niveau einzuhalten.

4 Bei versetzter Geschossbauweise muss für jeden versetzten
Teil die Fassaden- und die Gebäudehöhe separat eingehalten
werden. Die Fassadenhöhe wird beim Gebäudeversatz ab
dem massgebenden Terrain gemessen.

Geändert

5 In der Gewerbezone können einzelne höhere Bauten und
Bauteile, die aus betrieblichen oder technischen Gründen vor-
gesehen sind, vom Gemeinderat gestattet werden, wenn
dadurch keine öffentlichen und nachbarlichen Interessen ver-
letzt werden.

Neu eingefügt
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5.13 Gebäudelänge -- Aufgehoben
Zur Nutzungsziffer zählende Bauten oder Bauteile dürfen ein
aus der maximal zulässigen Gebäudelänge (Art. 4.1 - 4.4) ge-
bildetes Quadrat nicht überschreiten.

Für Bauten und Bauteile, welche nicht zur Nutzungsziffer ge-
rechnet werden, gilt keine Längenbeschränkung. Sie zählen
auch nicht zur Gebäudelänge, wenn sie als Anbauten erstellt
werden.

In der Zone W2a muss der Gebäudeabstand gemäss § 91
Abs. 1 RBG eingehalten werden, wenn eines der Gebäude
eine Gebäudelänge von mehr als 9.0 m aufweist.
In der Zone W2b muss der Gebäudeabstand gemäss § 91
Abs. 1 RBG eingehalten werden, wenn eines der Gebäude
eine Gebäudelänge von mehr als 12.5 m aufweist.

Zwischen Gebäuden dürfen nur nutzungsfreie Bauten und
Bauteile erstellt werden, deren Gebäudehöhe 3.0 m nicht über-
steigen.

 --

5.14 Eingeschossige Gebäude -- Aufgehoben
Bauten mit einer Fassadenhöhe bis zu 3.5 m und einer Gebäu-
dehöhe bis zu 6.5 m gelten für die Nutzungsberechnung als
eingeschossig.

 --

§ 16 Abgrabungen und Terrain-Einschnitte Neu eingefügt
1 Bei Abgrabungen des massgebenden Terrains am Gebäude
darf die zulässige Fassadenhöhe nicht überschritten werden.
2 Abgrabungen am Untergeschoss sind bis zu einem Drittel
des Gebäudeumfangs zulässig.
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3 Für Garagen und Eingänge sind zusätzliche Abgrabungen
ohne Änderung des Messpunkts für Fassaden- und Gebäu-
dehöhe gestattet. Ein Einschnitt für Haus- und Kellereingang
ist mit einer Kronenbreite von max. 2.5 m, ein Einschnitt für
Garagen-Einfahrten mit einer max. Kronenbreite von 7.0 m
gestattet.
4 Wenn die Abgrabungen aneinandergereiht werden, darf die
Gesamtbreite 7.0 m nicht überschreiten.
5 Pro Gebäude sind maximal zwei Terrain-Einschnitte für ei-
nen Eingang und eine Garagen-Einfahrt zulässig.

§ 17 Vollgeschosszahl Neu eingefügt
1 Die zulässige Vollgeschosszahl jeder Nutzungszone ergibt
sich aus den zonenspezifischen Vorschriften (Zonentabelle)
gemäss § 2.
2 Als Vollgeschosse gelten alle diejenigen Geschosse, welche
in der Fassade wesentlich in Erscheinung treten. Nicht als
Vollgeschosse gelten Geschosse unter dem Dach, deren
Kniestockhöhe weniger als 1.2 m beträgt sowie Geschosse
im Gebäudesockel, welche talseits nicht mehr als 1.5 m und
bergseits nicht mehr als 1.0 m in Erscheinung treten. Gemes-
sen wird an der Fassade am tiefsten Punkt des massgeben-
den Terrains.

5.15 Höhenfixpunkt § 18 Höhenfixpunkt Red. Änderung
Im Situationsplan ist ein von einem Geometer mit Unterschrift
bestätigter Höhenfixpunkt einzutragen. Der Bezugspunkt muss
auf einem sicheren und unverrückbaren Untergrund ange-
bracht werden.

1 Im Situationsplan ist ein von einem Geometer mit Unter-
schrift bestätigter Höhenfixpunkt einzutragen. Der Bezugs-
punkt muss auf einem sicheren und unverrückbaren Unter-
grund angebracht werden.
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D  Gestaltung der Bauten und
der Umgebung

D.1 Allgemeine Gestaltungsvorschriften

6. Dächer in den W- und WG-Zonen -- Aufgehoben

6.1 Dachgestaltung § 19 Dachgestaltung
Für die Wohn- und Wohn-Geschäftszonen ist eine der drei fol-
genden Dach-Kategorien zulässig:
a) Steildächer oder einfach gekrümmte Dachflächen (Tonnen-
dach)
b) Flachdächer
c) Dachgeschosse mit einseitig durchgehender Dachterrasse

Für Dachformen gemäss lit. a) dürfen die Giebelfassaden und
die Normalschnittflächen nicht grösser sein, als sie es bei glei-
cher Gebäudebreite und zulässiger Gebäudehöhe bei einem
Satteldach wären.

1 Für die Wohn- und Wohn-Geschäftszonen sind folgende
Dachformen zulässig (gemäss Anhang 2):
- Steildächer;
- Flachdächer.

Geändert

Die Dächer sind mit mattem Bedachungsmaterial einzudecken.
Bei Steildächern dürfen Widerkehre, Kreuzgiebeldächer etc.
nicht breiter sein als die Hälfte der zugehörigen Fassaden-
länge.

2 Die Dächer sind - mit Ausnahme von Solar- und Photovolta-
ikanlagen (PVA) - mit mattem Bedachungsmaterial einzude-
cken. Bei Steildächern dürfen Wiederkehre, Kreuzgiebeldä-
cher etc. nicht breiter sein als die Hälfte der zugehörigen Fas-
sadenlänge.

Geändert

3 Für die Gewerbezone ist die Dachform frei wählbar. Neu eingefügt
4 Pro Dachfläche sind jeweils nur zwei Arten von Bauteilen
zugelassen (Ausnahmen: Kamine, Lüftungsrohre etc.).

Neu eingefügt

5 Dachflächen mit einer Neigung von weniger als 10° sind ex-
tensiv zu begrünen. Davon ausgenommen sind begehbare
Dachflächen, Glasdächer, Bereiche mit Solaranlagen und Dä-
cher mit weniger als 15 m2 Fläche.

Neu eingefügt
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6.2 Bauteile auf Steildächern -- Aufgehoben
Alle Bauteile an und auf dem Dach sind so anzuordnen und zu
gestalten, dass sie sich gegenseitig ästhetisch nicht stören und
dass sie mit der darunterliegenden Fassade harmonieren
und ein ansprechendes Gesamtbild ergeben. Pro Dachfläche
sind jeweils nur zwei Arten von Bauteilen zugelassen (Ausnah-
men: Kamine, Lüftungsrohre etc.).

 --

6.3 Lukarnen § 20 Dachaufbauten und Dacheinschnitte Red. Änderung
Lukarnen (Dachaufbauten) sind nur auf Dächern von mehr als
35° Neigung gestattet. Für die Anordnung und Grösse sind fol-
gende Masse einzuhalten:
- Totallänge aller Dachaufbauten zusammen max. 40% der
Dachlänge;
- Abstand des Dachaufbaues vom Dachrand der Stirnfassaden
oder von Dachabsätzen mind. 20% der Dachlänge;
- Abstand des Dachaufbaues bis zu Gräten oder Kehlen mind.
0.5 m;
- Höhe des Dachaufbaues ab Dachfläche max. 1.6 m;
- Abstand des Überganges des Dachaufbaues in das Haupt-
dach unterhalb des Firstes mind. 1.0 m;
- Höhe der Dachhaut unter den Dachaufbauten mind. 0.5 m.

Von diesen Massvorschriften kann im Einvernehmen mit dem
Gemeinderat abgewichen werden, wenn dabei eine gute Lö-
sung erreicht wird.

1 Dachaufbauten und Dacheinschnitte sind nur auf Dächern
mit einer Mindestneigung von 35° zulässig und müssen äs-
thetisch befriedigen.

Neu eingefügt

2 Folgende Arten von Dachaufbauten sind zulässig:
- zurückversetzte Giebel- oder Schlepplukarnen
- fassadenbündige Giebel- oder Schlepplukarnen
- gedeckte und offene Dacheinschnitte

Neu eingefügt
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3 Die Summe der Breiten der Dachaufbauten und Dachein-
schnitte darf nicht breiter sein als zwei Drittel der Fassaden-
länge. Der Mindestabstand von den Fassadenenden beträgt
1.5 m, der Mindestabstand von Gräten und Kehlen 0.5 m.

Neu eingefügt

4 Die Fronthöhe der Dachaufbauten darf max. 1.6 m betra-
gen. Bei Dachaufbauten mit Satteldach wird die Fronthöhe
bis zur Oberkante der Dachaufbau-Traufe gemessen. Mess-
ebene ist in diesem Fall die Aussenkante der Dachaufbau-
Seitenwand. Für Dacheinschnitte gilt diese Bestimmung sinn-
gemäss.

Neu eingefügt

5 Der Abstand des Überganges des Dachaufbaues in das
Hauptdach unterhalb des Firstes beträgt mind. 1.0 m;

Neu eingefügt

6 Der Rücksprung von zurückversetzten Dachaufbauten be-
trägt mind. 0.5 m (Schrägmass) ab der Traufe. Wobei fassa-
denbündige Dachaufbauten zulässig sind.

Neu eingefügt

7 Dachaufbauten auf Flachdächern sind – mit Ausnahme von
technischen Aufbauten – nicht zulässig.

Neu eingefügt

6.4 Einschnitte -- Aufgehoben
Für offene und überdeckte Dacheinschnitte gelten die gleichen
Flächen- und Abstandsbestimmungen wie für Lukarnen.

6.5 Liegende Dachfenster -- Aufgehoben
Die maximale Glasfläche der einzelnen Dachflächenfenster be-
trägt 1.0 m2. Das Total solcher Glasflächen darf nicht mehr als
5% der zugehörigen Dachfläche ausmachen.

6.6 Sonnenenergie-Nutzungsanlagen -- Aufgehoben
Sonnenenergie-Nutzungsanlagen müssen sich in Form und
Farbe in die Dachgestaltung einfügen.
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6.7 Aufbauten bei Flachdächern § 21 Attikageschosse Geändert
Die Höhe der Aufbauten darf, gemessen ab Oberkante
Decke bis Oberkante Dachkonstruktion des Aufbaues, maxi-
mal 3.0 m betragen.

1 Die Höhe der Attikageschosse darf, gemessen ab Ober-
kante der rohen Decke bis zur Oberkante der rohen Dachkon-
struktion des Aufbaus, maximal 3.0 m betragen.

Geändert

Die geschlossenen Bauteile der Aufbauten müssen um das
Mass ihrer Höhe hinter der Fassadenflucht liegen. Bei massi-
ven Brüstungen wird die Höhe ab Oberkante Brüstung gemes-
sen. Eine solche Brüstung darf jedoch im Maximum 1.0 m
hoch sein.

2 Die geschlossenen Bauteile der Aufbauten müssen mindes-
tens 2.0 m hinter der Fassadenflucht liegen.

Geändert

3 Eine massive Brüstung darf im Maximum 1.0 m hoch sein
(ab Fertigmass).

Neu eingefügt

Treppenhäuser, Liftaufbauten, durchbrochene Dachvorsprünge
(Raster) und Dachvorsprünge bis 1.0 m, einzelne Stützen etc.
sind von dieser Regelung ausgenommen.

-- Aufgehoben

Die Gesamtfläche der Aufbauten darf nicht mehr als 50% der
darunter liegenden Vollgeschossfläche ausmachen.

4 Die Fläche der Attikageschosse inklusive überdachter Flä-
chen und technischer Anlagen darf maximal 60% der darun-
terliegenden Geschossfläche (GF) betragen. Freiauskra-
gende Vordächer von max. 1.0 m werden nicht angerechnet.

Geändert
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6.8 Dachgeschosse mit einseitig durchgehenden Dachter-
rassen

-- Aufgehoben

Die Gesamtfläche des Dachgeschosses darf nicht mehr als
50% der darunter liegenden Vollgeschossfläche betragen.

Der einseitige Fassadenrücksprung des Dachgeschosses
muss mindestens 3.0 m betragen.

Die Höhe der Dachgeschoss-Fassade (Oberkante Decke roh
bis Oberkante Dachkonstruktion) darf max. 3.0 m betragen.

Die Steilheit der Dachfläche über dem Schnittpunkt der Fas-
sade mit der Oberkante Dachkonstruktion darf das Verhältnis
3:1 nicht übersteigen.

Das Dachgeschoss kann mit ebenen (Steildach) oder ge-
krümmten Flächen (Tonnendach) abgedeckt werden.

§ 22 Vogelfreundliches Bauen Neu eingefügt
1 Um Vogelkollisionen an Glas zu vermeiden sind Passerel-
len, Windfänge, Veloständer, Lärm- und Sichtschutzwände,
Wintergärten, Eckkonstruktionen, Balkongeländer und spie-
gelnde Fassaden aus möglichst wenig spiegelnden Produk-
ten mit einem Aussenreflexionsgrad von max. 15% und/oder
kontrastreiche Markierungen einzusetzen.
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7. Umgebungsgestaltung in den W- und
WG-Zonen

D.2 Vorschriften zur Umgebungsgestaltung Geändert

§ 23 Umgebungsgestaltung allgemein Neu eingefügt
1 Die Umgebung von Wohn- und Gewerbebauten innerhalb
des Siedlungsgebiets ist mit hoher Aufenthaltsqualität sowie
unter Berücksichtigung von ökologischen Aspekten naturnah
und mit standortgerechten, einheimischen Arten zu gestalten.
Eine Bepflanzung mit Arten, die zu den sogenannten invasi-
ven Neophyten gezählt werden, ist nicht zulässig.
2 Bei Bodenbefestigungen sind grundsätzlich sickerungsfä-
hige Materialien bzw. Beläge zu verwenden. Zum Erhalt der
Versickerungsfähigkeit der Böden ist die Bodenversiegelung
auf ein Minimum zu beschränken.
3 Schotterflächen, die keinen ökologischen Nutzen haben
bzw. zur Erwärmung der Umgebung beitragen, sind mit Aus-
nahme eines maximal 50 cm breiten Fassadenschutzes nicht
erlaubt.
4 Die Umgebung ist so zu gestalten, dass der Durchgang für
Kleinlebewesen möglich bleibt. Geschlossene Mauerzüge
und engmaschige bzw. bodenabschliessende Zäune oder
Einfriedungen sind nicht zulässig.
5 Kamine oder Lüftungsrohre sind mit einem Aufsatz zu ver-
sehen.

§ 24 Umgebungsgestaltung in den Wohn- und Wohn-
und Geschäftszonen

Neu eingefügt

1 Abgrabungen und Aufschüttungen bei Terraingestaltung
dürfen gegenüber dem massgebenden Terrain vertikal ge-
messen 1.5 m nicht überschreiten.
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2 Offene Abstellplätze sind unversiegelt, d. h. wasserdurchläs-
sig und für Spontanvegetation geeignet auszugestalten. Pro
drei oberirdische Abstellplätze ist ein standortgerechter Baum
im Bereich der Abstellplätze zu pflanzen. Der Stammumfang
auf 1 m Höhe über dem massgebenden Terrain hat mindes-
tens 20 cm zu betragen.
3 Mindestens die Hälfte des Parzellenanstosses zu jeder Kan-
tons- und Gemeindestrasse ist in einer Tiefe von mindestens
2.0 m als unversiegelter und begrünter Vorgarten zu gestal-
ten.

§ 25 Umgebungsgestaltung in den Zonen für öffentli-
che Werke und Anlagen

Neu eingefügt

1 Die Umgebungsgestaltung in der Zone für öffentliche Werke
und Anlagen hat naturnah zu erfolgen. Für Bepflanzungen
sind standortgerechte, einheimische Pflanzen zu verwenden.

7.1 Aufschüttungen und Abgrabungen -- Aufgehoben
Aufschüttungen und Abgrabungen sind dem gewachsenen
Terrain anzupassen. Sie dürfen die lotrechte Höhe von 1.5 m
nicht übersteigen.

7.2 Terrain-Einschnitte am Haus -- Aufgehoben
Zur Erschliessung des ersten Untergeschosses (Sockelge-
schoss, Keller) ist für Haus- und Kellereingänge ein Terrain-
Einschnitt mit einer Kronenbreite von max. 2.5 m zulässig, für
Garagen-Einfahrten ein solcher von max. 7.0 m.

Das Aneinanderreihen von Abgrabungen für Haus- und Keller-
eingänge sowie für Garagen-Einfahrten ist nicht zulässig.
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7.3 Freiflächen § 26 Frei- und Spielflächen Geändert
Bei der Errichtung von Mehrfamilienhäusern mit mehr als vier
Wohnungen sind genügend und zweckmässig ausgestaltete
Frei- und Spielflächen zu erstellen und dauernd zu erhalten.

1 Bei der Errichtung von Mehrfamilienhäusern mit mehr als
vier Wohnungen sind zusammenhängende und zweckmässig
nutzbare Frei- und Spielflächen zu erstellen und dauernd zu
erhalten.

Die Grösse der Frei- und Spielflächen muss mindestens 20%
der massgebenden Wohnnutzfläche betragen.

2 Die Grösse der Frei- und Spielflächen muss mindestens
20% der anrechenbaren Gebäudefläche (aGbF) betragen.

Die Frei- und Spielflächen müssen nicht zwingend Grünflächen
sein, doch dürfen Garagenvorplätze und Wege nicht zur Be-
rechnung herangezogen werden.

3 Die Frei- und Spielflächen müssen nicht zwingend Grünflä-
chen sein, doch dürfen Garagenvorplätze und Wege nicht zur
Berechnung herangezogen werden.

§ 27 Umgebungsgestaltung in den Gewerbezonen Neu eingefügt
1 Pro drei oberirdische Parkplätze ist ein standortgerechter
Baum im Bereich der Abstellplätze zu pflanzen. Der Stamm-
umfang auf 1 m Höhe über dem massgebenden Terrain hat
mindestens 20 cm zu betragen.

7.4 Umgebungsgestaltung § 28 Umgebungsplan Geändert
Die Gestaltung der Freiflächen ist in einem bewilligungspflichti-
gen Umgebungsplan im Massstab 1:100 darzustellen.

1 Bei Neu- und Ersatzbauten ist mit dem Baugesuch ein Um-
gebungsplan einzureichen. Die Gemeinde hat dem Umge-
bungsplan zuzustimmen. Der definitive Umgebungsplan (d. h.
Ausführungsplan mindestens im Massstab 1:100) ist vor der
Fertigstellung der Umgebung einzureichen.



31

2 Der Umgebungsplan beinhaltet insbesondere folgende An-
gaben:

a) Nachweis der Einhaltung der erforderten Grünflächenziffer
gemäss zugehöriger Zone;

b) Belagsarten der Wege und Plätze inkl. Neigungsverhält-
nisse der Vorplätze, Zufahrten und offenen Parkierungsflä-
chen;

c) bei MFH: Spielplätze;
d) Grünflächen, Bepflanzungen mit standortgerechten, ein-

heimischen Arten sowie Massnahmen zur Förderung der
Versickerung und Retention von Regenwasser;

e) bei MFH: Bauten und Anlagen zur Entsorgung.
3 Im Umgebungsplan sind die wichtigsten Höhenkoten in Me-
ter über Meer (m ü. M.) einzutragen.

§ 29 Parkplätze Neu eingefügt
1 Ist die Schaffung des erforderlichen Parkraumes auf pri-
vatem Areal nicht möglich (z.B. bei Umbauten, geschützten
Objekten, in der Kernzone), so hat die Bauherrschaft der Öf-
fentlichkeit zweckgebundene Ersatzabgaben zu entrichten.
2 Besucher-Parkplätze sind frei zugänglich anzuordnen und
zu bezeichnen.

§ 30 Anlagen zur Aussenbeleuchtung Neu eingefügt
1 Anlagen zur Aussenbeleuchtung sind bezüglich Ausrichtung,
Lichtlenkung, Lichtspektrum, Helligkeit und Lichtsteuerung
entsprechend dem Stand der Technik so einzurichten, dass
unnötige Lichtemissionen vermieden werden.
2 Im Übrigen gelten das Reklamenreglement sowie das Poli-
zeireglement.
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§ 31 Bäume entlang kommunaler Strassen Neu eingefügt
1 Die geschützten Baumgruppen und -reihen entlang kommu-
naler Strassen und Wege gemäss Zonenplan Siedlung be-
zweckt eine durchgehende nachhaltige ökologische Vernet-
zung im Siedlungsraum im Sinne von § 9 NLG. Die ökologi-
sche Vernetzung ist durch neue Bäume im öffentlichen Stras-
sen- und Wegraum und sekundär durch solche im angren-
zenden privaten Areal zu ergänzen.
2 Wo es die Platz- und Verkehrssituation erlaubt, plant, reali-
siert und unterhält die Gemeinde solche Baumgruppen und -
reihen im kommunalen Strassen- und Wegraum.
3 Bei Teilen von Baumgruppen und -reihen, die nicht auf öf-
fentlichem Grund realisiert werden können, strebt die Ge-
meinde mit angrenzenden Grundeigentümern Lückenschlies-
sungen durch Pflanzungen auf privatem Grund mittels Verein-
barungen an. Dabei kann der Baumabstand von 3.0 m zur
Strassenlinie unterschritten werden. Solche Vereinbarungen
sind für die privaten Grundeigentümer fakultativ.
4 Die realisierten Bäume sind fachgerecht zu pflegen und
dauernd zu erhalten.
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C Gewerbezonen -- Aufgehoben

8. Nutzungsart in den Gewerbezonen -- Aufgehoben
Die Gewerbezonen sind insbesondere für mässig störende Be-
triebe – im Sinne der übergeordneten Gesetzgebung – be-
stimmt.

Freizeiteinrichtungen wie Erlebnisparks, Multiplexkinos und
ähnliche, die nachweislich ein zusätzliches Verkehrsaufkom-
men von mehr als 250 PW-Fahrten/Werktag oder mehr als 50
PW-Fahrten/Spitzenstunde verursachen, sind nicht zulässig.
Im Sinne der übergeordneten Gesetzgebung kann der Ge-
meinderat in Abwägung öffentlicher und privater Interessen so-
wie in Würdigung der besonderen Umstände des Einzelfalls
bei der Baubewilligungsbehörde schriftlich begründet Ausnah-
men beantragen.

Neu in § 6 geregelt
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9. Gebäudehöhen in den Gewerbezonen -- Aufgehoben

9.1 Bemessung der Gebäudehöhe -- Aufgehoben
Die Gebäudehöhe wird bei Gewerbebauten vom Niveau der
angrenzenden Strassenachsen bis zur Oberkante der Dach-
konstruktion gemessen.

Der Gemeinderat kann bei Aufschüttungen, grösseren Gelän-
dewannen und aus kanalisationstechnischen Gründen usw.
Ausnahmen gestatten.

Einzelne höhere Bauten und Bauteile, die aus betrieblichen
oder technischen Gründen vorgesehen sind, können vom Ge-
meinderat gestattet werden, wenn dadurch keine öffentlichen
und nachbarlichen Interessen verletzt werden.

9.2 Zulässige Gebäudehöhen -- Aufgehoben
Die Gebäudehöhe beträgt in der Gewerbezone G1 maximal
12.0 m und in der Gewerbezone G2 maximal 16.0 m.

Neu in § 2 geregelt

10. Gebäudegestaltung in den Gewerbe-
zonen

-- Aufgehoben

10.1 Dach -- Aufgehoben
Die Dachform ist frei wählbar.

Dachflächen mit einer Neigung von weniger als 10° sind exten-
siv zu begrünen. Davon ausgenommen sind begehbare Dach-
flächen, Glasdächer, Bereiche mit Solaranlagen und Dächer
mit weniger als 15 m2 Fläche.
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10.2 Anlagen zur Aussenbeleuchtung -- Aufgehoben
Anlagen zur Aussenbeleuchtung sind bezüglich Ausrichtung,
Lichtlenkung, Helligkeit und Lichtsteuerung entsprechend dem
Stand der Technik so einzurichten, dass unnötige Lichte-
missionen vermieden werden.

Im Übrigen gelten das Reklamenreglement sowie das Polizei-
reglement.

Neu in § 30 geregelt

11. Umgebungsgestaltung in den Gewer-
bezonen

-- Aufgehoben

11.1 Grünflächenziffer -- Aufgehoben
Die Grünflächenziffer beträgt 10 %. Neu in § 2 geregelt

11.2 Berechnung der Grünflächenziffer -- Aufgehoben
Die Grünflächenziffer ist das Verhältnis der anrechenbaren
Grünfläche zur anrechenbaren Grundstücksfläche. Zur anre-
chenbaren Grundstücksfläche gehören die in der entsprechen-
den Bauzone liegenden Parzellenflächen bzw. Parzellenteile
im Zeitpunkt der Erteilung der Baubewilligung. Als anrechen-
bare Grünfläche gelten natürliche und/oder bepflanzte Boden-
flächen eines Grundstücks, die nicht versiegelt sind, natürliche
Versickerungseigenschaften aufweisen und nicht als Abstellflä-
che dienen.

Neu in § 13 geregelt
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Zur anrechenbaren Grünfläche können folgende Flächen ein-
bezogen werden:
- Flächen auf unterirdischen Bauten, die mit einer Boden-
schicht von mindestens 25 Zentimetern überdeckt und be-
pflanzt sind;
- naturnah gestaltete Wasserflächen;
- Parzellenteile, die mit naturnah gestalteten Uferschutzzonen
überlagert sind;
- die Hälfte von begrünten Dachflächen;
- 20 m2 für jeden kronenbildenden Baum.

11.3 Bepflanzung und Gestaltung -- Aufgehoben
Für die Bepflanzung sind vorwiegend einheimische, standort-
gerechte Arten zu wählen.

Zur Aufwertung des Ortsbildes und zur Förderung des ökologi-
schen Ausgleichs ist pro 300 m2 Parzellenfläche mindestens
ein kronenbildender Baum zu pflanzen und zu unterhalten. Be-
stehende Bäume werden angerechnet.

Die Gestaltung der Umgebung ist in einem Umgebungsplan
darzustellen.

Die Grünflächen sind vor Überbauung sowie Versiegelung zu
bewahren und fachgerecht zu unterhalten. Veränderungen,
welche im Widerspruch zu den voranstehenden Bestimmun-
gen stehen, sind nicht zulässig.

Neu in § 27 geregelt
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11.4 Umsetzung -- Aufgehoben
Bei unwesentlichen Änderungen von Bauten, Anlagen oder der
Umgebung kann von der Umsetzung der Grünflächenziffer so-
wie der Baumpflanzungen abgesehen werden.

D.3 Vorschriften zu den Schutzobjekten Neu eingefügt

§ 32 Schutzkategorien Neu eingefügt
1 Es werden folgende Schutzkategorien unterschieden:

 geschützte Bauten
 erhaltenswerte Bauten
 Bauten mit Situationswert

2 Für Bauten, welche einer Schutzkategorie zugewiesen sind,
gilt das Grenz- oder Näherbaurecht im bestehenden Umfang
als erteilt.

§ 33 Geschützte Bauten Neu eingefügt
1 Diese Bauten haben als Einzelobjekte und als Bestandteile
des Ortsbildes einen hohen Stellenwert.
2 Sie sind fachgerecht zu unterhalten und dürfen nicht abge-
brochen werden.
3 Bauliche Massnahmen und Unterhaltsarbeiten sind nur un-
ter Wahrung der schutzwürdigen Substanz und der Struktur
zulässig und haben mit aller Sorgfalt zu erfolgen. Im Innern
sind bauliche Veränderungen soweit möglich, als dadurch
wertvolle Bauteile nicht beeinträchtigt werden oder verloren
gehen.

§ 34 Erhaltenswerte Bauten Neu eingefügt
1 Diese Bauten sind als Einzelobjekte und als Bestandteile
des Ortsbildes von Bedeutung.
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2 Ihre Lage, ihr Volumen, ihre Ausrichtung sowie ihre Fas-
sade, ihre primäre Gebäudestruktur, ihre architektonische
Gestaltung und ihre Stilelemente sind zu erhalten.
3 Renovationen und Umbauten sind harmonisch auf die Baute
und das Ortsbild abzustimmen.
4 Ersatzneubauten sind nur dann möglich, wenn diese bau-
technisch oder wohnhygienisch erforderlich sind. Dabei sind
Gebäudeabmessung, Firstrichtung, Dachgestaltung sowie
Gliederung des bestehenden Gebäudes massgebend. Sie
haben sich harmonisch ins Ortsbild einzufügen.

§ 35 Bauten mit Situationswert Neu eingefügt
1 Diese Bauten haben eine raumbildende Funktion und sind
für das Ortsbild von Bedeutung.
2 Die raumbildende Funktion ist zu erhalten.
3 Renovationen und Umbauten haben sich harmonisch ins
Ortsbild einzufügen.
4 Ersatzneubauten sind möglich. Für sie sind Lage, Volumen
und Ausrichtung des bestehenden Gebäudes massgebend.
Sie haben sich harmonisch ins Ortsbild einzufügen.

§ 36 Geschützte Brunnen und Wegkreuze Neu eingefügt
1 Die im Zonenplan bezeichneten Brunnen und Wegkreuze
sind geschützt. Wegkreuze sind an ihren Standort gebunden.
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§ 37 Geschützte Naturobjekte Neu eingefügt
1 Die im Zonenplan und im Anhang 5 bezeichneten geschütz-
ten Naturobjekte, wie Einzelbäume, Baumgruppen, Baumrei-
hen, Hecken und Weiher sind sachgemäss zu pflegen und
dürfen ohne zwingenden Grund nicht entfernt werden.
2 Die geschützten Naturobjekte sind vor Beschädigung zu
schützen. Muss ein solches Naturobjekt aus zwingenden
Gründen entfernt werden, so ist eine gleichwertige Wieder-
herstellung oder ein gleichwertiger Ersatz zu leisten.
3 Vor dem Fällen besteht eine Meldepflicht beim Gemeinde-
rat. Dieser hat über eine entsprechende Ersatzbepflanzung
zu befinden.
4 Insbesondere sind Abgrabungen innerhalb der Kronentraufe
verboten.

§ 38 Archäologische Schutzzonen Neu eingefügt
1 Archäologische Schutzzonen nach § 4 Archäologiegesetz
bezwecken den Schutz archäologischer Hinterlassenschaften
sowie der zu ihrem Schutz notwendigen Umgebung. Diese
sind aufgrund ihres wissenschaftlichen Wertes als Bestand-
teile des kulturellen Erbes von Bedeutung.

12. Quartierplanungen für Verkaufsein-
heiten

-- Aufgehoben

Quartierplanungen für Verkaufseinheiten mit einer Nettoladen-
fläche von mehr als 500 m2 werden nicht unterstützt. Davon
ausgenommen sind bestehende Ladenflächen, sofern sie ins-
gesamt nicht vergrössert werden.
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13. Gefahrenzonen -- Aufgehoben

13.1 Allgemein -- Aufgehoben
Bei in Gefahrenzonen gelegenen Neubauten und -anlagen so-
wie bei wesentlichen Änderungen bestehender Bauten und An-
lagen in Gefahrenzonen sind Massnahmen zu treffen, die die
Bauten und Anlagen gegen die Auswirkungen der spezifischen
Naturgefahren hinreichend schützen.

Die baulichen Massnahmen, die zum Schutz vor spezifischen
Naturgefahren geplant sind, sind in den Baugesuchsunterlagen
darzustellen und zu beschreiben.

Die Haftung des Gemeinwesens für Schäden infolge nicht aus-
reichender Wirksamkeit von Schutzmassnahmen, die aufgrund
einer Gefahrenzone vorgeschrieben und zu ergreifen sind, ist
ausgeschlossen.

Neu in § 50 geregelt

13.2 Gefahrenzone Überschwemmung -- Aufgehoben
Gebäude und haustechnische Anlagen sind so zu bauen, dass
sie durch mögliche Hochwasserereignisse von geringer Eintre-
tenswahrscheinlichkeit (Jährlichkeit 100 bis 300 Jahre) und un-
ter Beachtung der gemäss der Gefahrenzone ausgewiesenen
Gefahrenstufe nicht wesentlich beschädigt werden oder Folge-
schäden verursachen.

Neu in § 51 geregelt
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Mit dem Baugesuch ist für jede Baute eine auf der Naturgefah-
renkarte basierende massgebende Hochwasserkote zu defi-
nieren, die sich an der maximalen Überschwemmungshöhe
eines Hochwassers mit geringer Eintretenswahrscheinlichkeit
(Jährlichkeit 100 bis 300 Jahre)
orientiert.

Unterhalb der massgebenden Hochwasserkote sind Gebäude-
teile wasserdicht auszugestalten und ungeschützte Öffnungen
in der Gebäudehülle untersagt. Die nasse Vorsorge ist nur in
begründeten Ausnahmen, für Bauten oder Bauteile mit scha-
denunempfindlicher Nutzung und Bauweise, zulässig.

Gebäudehüllen unterhalb der massgebenden Hochwasserkote
sind so zu erstellen, dass sie den Beanspruchungen (Wasser-
druck, Nässe, Schwemmmaterial) durch mögliche Hochwasse-
rereignisse genügen.

D  Kernzone D.4 Gestaltungsvorschriften für die Kern-
zone

Geändert

14. Sinn und Zweck der Kernzone -- Aufgehoben
Die Kernzonenbestimmungen bezwecken die sinnvolle Erhal-
tung und subtile Erneuerung innerhalb der traditionellen Struk-
turen des alten Dorfkerns. Dabei dienen die Bauvorschriften
dem Schutze traditioneller und architektonisch bemerkenswer-
ter Bauten samt ihrer Umgebung sowie der sorgfältigen Ein-
ordnung von Um- und Neubauten.

15. Nutzungsarten in der Kernzone -- Aufgehoben
Zugelassen sind Wohnnutzung sowie mässig störende Be-
triebe.
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16. Architektonische Gestaltung § 39 Grundsätze der Gestaltung in der Kernzone Geändert
Alle Bauten haben sich in Bezug auf Massstäblichkeit, Form
und Material in die bauliche Umgebung einzufügen. Dem Ge-
meinderat steht bei allen Bauvorhaben, Renovationen und
Restaurierungen ein verbindliches Mitspracherecht zu hinsicht-
lich Situierung, kubischer Erscheinung, Dach- und Fassaden-
gestaltung, Material- und Farbgebung sowie der Umgebungs-
gestaltung.

1 Im Ortskern sind erhöhte Anforderungen an die Gestaltung
zu erfüllen. Bauten und Anlagen müssen sich gut in ihre Um-
gebung einfügen und auf geschützte und erhaltenswerte Ob-
jekte Rücksicht nehmen, so dass eine gute Gesamtwirkung
erreicht wird. Zudem ist bei der kubischen und typologischen
Gestaltung und der Situierung der Bauten besonders auf die
ortstypischen städtebaulichen Strukturen des Ortskernes
Rücksicht zu nehmen und ein einheitliches Erscheinungsbild
der Überbauung anzustreben. Um dieses Ziel zu erreichen,
werden bei allen Bauvorhaben, Renovationen und Restaurie-
rungen folgende Kriterien beurteilt:

 Situierung der Gebäude
 Kubische Erscheinung der Baukörper
 Dach- und Fassadengestaltung
 Material- und Farbwahl
 Umgebungsgestaltung

2 Bei der Gestaltung von Gebäuden und Gebäudeteilen und
der Beurteilung von Bauvorhaben, Renovationen und Restau-
rierungen ist auch das Kriterium «Lebensraum geschützter
Arten» zu berücksichtigen.
3 Gebäude in der Kernzone haben sich in der Massstäblich-
keit, Gliederung und Gestaltung in die traditionelle bauliche
Umgebung einzufügen.
4 Das Einfügungsgebot gilt auch bezüglich der Verwendung
von Materialien und Farben.

§ 40 Nutzungsvorschriften Neu eingefügt
1 Für Neubauten gelten die zonenspezifischen Vorschriften in
§ 2 des Zonenreglements Siedlung.
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17. Gebäudekategorien -- Aufgehoben
Die Bauten der Kernzone sind in folgende drei Kategorien ein-
geteilt:
- geschützte Bauten;
- erhaltenswerte Bauten;
- übrige Bauten.

Lage und Umriss der Bauten sind im Zonenplan dargestellt.

Neu in § 32 geregelt

17.1 Geschützte Bauten -- Aufgehoben
Diesen Bauten kommt als Einzelobjekt und als Bestandteil des
gewachsenen Dorfbildes ein hoher Stellenwert zu. Sie sind vor
Zerfall zu schützen und dürfen nicht abgebrochen werden.
Bauliche Massnahmen sind nur unter Wahrung der schutzwür-
digen Substanz zulässig und haben mit aller Sorgfalt im Sinne
des ursprünglichen Originals zu erfolgen.

Die im Zonenplan mit einem Punkt bezeichneten Bauten unter-
stehen kantonalem Schutz. Bauliche Änderungen erfordern
hierbei zusätzlich die Zustimmung der kantonalen Denkmal-
pflege.

Neu in § 33 geregelt
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17.2 Erhaltenswerte Bauten -- Aufgehoben
Die Lage und das Volumen dieser Bauten sind bedeutend für
das Dorfbild. Sie sind – soweit bautechnisch und wohnhygie-
nisch sinnvoll – zu erhalten.

Für allfällige Ersatz-Neubauten sind Situierung, Gebäudeab-
messung, Geschosszahl, Firstrichtung und Dachgestaltung
des ursprünglichen Gebäudes richtungsweisend. Die wichtigs-
ten Stilelemente sind wieder anzuwenden. Dasselbe gilt für
Umbauten und Renovationen.

Wenn sich ein Neubauprojekt gleichwertig oder besser in die
Umgebung einfügt, sind – in Absprache mit den zuständigen
kantonalen Instanzen – Abweichungen hiervon möglich.

Neu in § 34 geregelt

17.3 Übrige Bauten -- Aufgehoben
Obwohl diesen Bauten keine historische Bedeutung zukommt,
haben sie sich möglichst harmonisch ins Dorfbild einzufügen.

Bei Renovationen und Umbauten ist – soweit erforderlich –
eine Verbesserung der äusseren Erscheinung anzustreben.

Bei der Situierung von Ersatz-Neubauten kann von der im Zo-
nenplan dargestellten Lage sowie dem vorhandenen Gebäude-
Umriss abgewichen werden, wenn dieses im Interesse des
Dorfbildes liegt.



45

17.4 Neubauten -- Aufgehoben
Für Neubauten gelten folgende Maximalmasse, wobei sich die
Definitionen nach Kapitel 5 richten.

Vollgeschosszahl 2
Bebauungsziffer 40%
Nutzungsziffer 60%
Sockelgeschosshöhe für Wohnbauten 2.7 m
Sockelgeschosshöhe für Geschäftsbauten 3.2 m
Fassadenhöhe 6.0 m
Gebäudehöhe 12.0 m
Gebäudelänge frei

Vor Erlass dieses Reglementes bestandenes Bauvolumen
kann ausgebaut und anders genutzt werden, auch wenn die
vorgenannten Masse bereits überschritten sind.

Neu in § 2 geregelt

18. Dächer in der Kernzone -- Aufgehoben

18.1 Dachgestaltung § 41 Dachgestaltung
In allen Bereichen der Kernzone sind für Hauptbauten nur Sat-
tel- oder Krüppelwalmdächer mit einer Neigung von 40° bis 50°
gestattet. Die Dächer sind mit Tonziegeln einzudecken.

1 Für Hauptbauten sind Sattel- und Krüppelwalmdächer mit
einer Neigung von 35° bis 45° zulässig.

Geändert

Für Einrichtungen der Sonnenenergie-Nutzung sind Ausnah-
men hinsichtlich Dachform, -neigung und Bedachungsmateria-
lien zulässig.

2 Als Bedachungsmaterial sind bei Renovationen und Ersatz-
bauten von Hauptbauten unglasierte Tonziegel, vorzugsweise
ziegelrote Biberschwanzziegel, zu verwenden. Für Neubau-
ten sind Ziegeln oder Werkstoffe zu verwenden, die in
Grösse, Farbe und Form herkömmlichen matten Tonziegeln
entsprechen, vorzugsweise sind Biberschwanzziegeln zu ver-
wenden. Trauf- und Ortgangdetails sind feingliedrig auszubil-
den.

Geändert
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Für kleinere An- und Nebenbauten sind auch andere Dachfor-
men und Bedachungsmaterialien zulässig.

3 Für Klein- und Anbauten sind auch andere Schrägdachfor-
men zulässig.

Geändert

18.2 Bauteile auf dem Dach § 42 Bauteile auf dem Dach
Alle Bauteile an und auf dem Dach sind so anzuordnen und zu
gestalten, dass sie ein ästhetisch ansprechendes Gesamtbild
ergeben und mit der darunterliegenden Fassade harmonieren.
Dachaufbauten sind nur bei einer Dachneigung von mehr als
35° zulässig.

1 Alle Bauteile an und auf dem Dach sind so anzuordnen und
zu gestalten, dass sie ein ästhetisch ansprechendes Gesamt-
bild ergeben und mit der darunterliegenden Fassade harmo-
nieren. Es sind feingliedrige Konstruktionen zu wählen.

Geändert

Pro Dachfläche sind jeweils nur zwei Arten von Bauteilen zu-
gelassen (Ausnahme: Kamine, Lüftungsrohre etc.).
Lukarnen sind hochrechteckig zu erstellen.

2 Pro Dachfläche sind nicht mehr als zwei Arten von Bauteilen
zugelassen; ausgenommen sind Kamine, Lüftungsrohre, Mo-
bilfunk- und Solaranlagen etc. Dachaufbauten mit Giebeldach
sind hochrechteckig zu erstellen.

Geändert

Dacheinschnitte sind nur auf der strassenabgewandten Seite
zulässig und mit seitlich offenen Schlepp- oder Giebeldächern
zu versehen.

3 Dacheinschnitte sind nur auf der strassenabgewandten
Seite zulässig und müssen überdeckt sein. Sie dürfen das
Ortsbild nicht beeinträchtigen.

Geändert

4 Ochsenaugen sind nur in der oberen Dachhälfte zulässig. Neu eingefügt
Dachflächenfenster sind in die Dachhaut zu integrieren. 5 Dachflächenfenster sind ziegelbündig einzubauen und in die

Dachhaut zu integrieren.
Geändert

Sonnenkollektoren etc. sind nur zulässig, wenn das Ortsbild
hierdurch nicht wesentlich beeinträchtigt wird.

 -- Aufgehoben
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18.3 Massvorschriften für Dachaufbauten § 43 Massvorschriften für Dachaufbauten
Für die einzelnen Bauteile gelten folgende Maximalmasse:
- Lukarnen in der unteren Dachfläche Frontfläche 1.8 m2

- Lukarnen in der oberen Dachfläche Frontfläche 0.8 m2

- überdeckte Dacheinschnitte Frontfläche 2.5 m2

- Ochsenaugen Frontfläche 0.5 m2

- Glasziegelgruppen Lichtfläche 0.4 m2

- Dachflächenfenster Lichtfläche 0.3 m2

- Gesamtflächen für Dachflächenfenster Lichtfläche 2% der zu-
gehörigen Dachfläche und Glasziegelgruppen

Von diesen Massvorschriften kann im Einvernehmen mit dem
Gemeinderat und den zuständigen kantonalen Amtsstellen ab-
gewichen werden, wenn dabei eine gute Lösung erreicht wird.

1 Für die einzelnen Bauteile gelten folgende Maximalmasse:
 Dachaufbauten in der unteren Dachhälfte (erstes

Dachgeschoss): Frontfläche 1.8 m2

 Dachaufbauten in der oberen Dachhälfte (zweites
Dachgeschoss): Frontfläche 0.5 m2

 Dacheinschnitte: Frontfläche 3.6 m2

 Dachflächenfenster: max. Glasfläche 0.3 m2

 Gesamtflächen für Dachflächenfenster und Glaszie-
gelgruppen: Glasfläche 2 % der zugehörigen Dachflä-
che

Geändert

2 Die Bemessung der Frontflächen erfolgt an den äussersten
Bauteilen der Dachaufbauten.

Neu eingefügt

3 Die Summe der Breite der Dachaufbauten darf die halbe
Fassadenlänge nicht überschreiten.

Neu eingefügt

19. Freiräume in der Kernzone -- Aufgehoben

19.1 Vorplätze § 44 Vorplatzbereich Red. Änderung
Die Vorplätze inklusive der Vorgärten sind ansprechend zu ge-
stalten. Sie sind von Hochbauten aller Art freizuhalten.

1 In der Kernzone ist der Vorplatzbereich von Bauten aller Art
freizuhalten. Mögliche Nutzungsarten sind Gärten, Freiflä-
chen und private Parkierungsflächen. Bestehende Vorgärten
sind zu erhalten.
Feste Bauten aller Art und die dauernde Lagerung von orts-
kernfremden Gegenständen und Materialien wie z.B. Autos,
Maschinen, Materialdepots sowie gewerblichen Gütern sind
nicht gestattet.

Geändert
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Niveauveränderungen und Belagserneuerungen sind mit der
Gemeinde abzusprechen.

 -- Aufgehoben

2 Die Vorplätze sind ortsüblich zu gestalten. Empfohlen wer-
den wasserdurchlässige Beläge. Ortsuntypische Materialien
wie Verbundsteine und Pflastersteine aus Beton sind nicht
zulässig.

Neu eingefügt

Einfriedungen dürfen die Höhe von 0.90 m ab fertigem Niveau
nicht überschreiten. Sie sind in herkömmlicher Art auszuführen
(Eisenstäbe, Staketen, Sockelmauer). Einfriedungsmauern
sind nicht gestattet.

3 Einfriedungen haben sich in das Ortsbild einzufügen und
dürfen die Höhe von 1.0 m ab fertigem Niveau nicht über-
schreiten. Sie sind in ortstypischer Art auszuführen (z.B. Ei-
senstäbe, Staketenzäune). Sockel- und Einfriedungsmauern
sind bis zu einer Höhe von 0.6 m zugelassen.

Geändert

§ 45 Übrige Freiräume Neu eingefügt
1 Die Freiräume sind ortstypisch und im Sinne der überliefer-
ten räumlichen Gliederung zu gestalten. Soweit nicht die Inte-
ressen des Ortsbildes entgegenstehen, ist im Sinne des öko-
logischen Ausgleichs und der Durchgrünung des Siedlungs-
raumes eine naturnahe Bepflanzung mit einheimischen und
standortgerechten Arten zu wählen.

§ 46 Garagenrampen Neu eingefügt
1 Zufahrten zu unterirdischen Einstellhallen sind so zu positio-
nieren und zu gestalten, dass sie sich in das Orts- und Stras-
senbild eingliedern.

§ 47 Stützmauern Neu eingefügt
1 Stützmauern sind in ortsüblichem Naturstein, Beton oder
verputzt auszuführen. Steinkörbe und grossformatige Block-
steine sind in der Kernzone fremd und nicht zulässig.
2 In Abweichung zum Verkehrsflächenreglement dürfen Stütz-
mauern in der Kernzone eine Höhe von 90 cm aufweisen.
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§ 48 Technische Anlagen Neu eingefügt
1 Technischen Anlagen (z.B. Wärmepumpen, Lüftungs-
schächte, usw.) müssen sich gut in ihre Umgebung einfügen
und sind gestalterisch so auszuführen, dass das Ortsbild
nicht beeinträchtigt wird. Sie sind auf der strassenabgewand-
ten Seite zu erstellen; ausgenommen sind Mobilfunk- und So-
laranlagen.

Der Gemeinderat hat ein Mitspracherecht hinsichtlich der Ge-
staltung der Vorplätze.

 -- Aufgehoben

19.2 Grünflächen  -- Aufgehoben
Wo möglich, ist mindestens 20% der Parzellenfläche als zu-
sammenhängende, den Bewohnern und Bewohnerinnen zur
Verfügung stehende Grünfläche anzulegen und zu unterhalten.

Neu in §§ 2 und 13 gere-
gelt

19.3 Geschützte Bäume  -- Aufgehoben
Diese Bäume dürfen nicht ohne zwingenden Grund entfernt
werden und sind sachgemäss zu pflegen. Wird ein solcher
Baum krankheitshalber entfernt, so ist an Ort und Stelle ein
gleichwertiger Ersatzbaum zu pflanzen. Vor dem Fällen be-
steht eine Meldepflicht beim Gemeinderat. Dieser hat über die
entsprechende Ersatzbepflanzung zu befinden.

Neu in § 37 geregelt

20. Spezielle Bestimmungen in der Kern-
zone

-- Aufgehoben

20.1 Zone für öffentliche Werke und Anlagen im Dorf-
kern

-- Aufgehoben

Die im Dorfkern ausgewiesenen Zonen für öffentliche Werke
und Anlagen sind mit den Vorschriften der Kernzone überlagert
und haben sich den allgemeinen Zielsetzungen der Kernzone
zu unterziehen.
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20.2 Baubewilligungspflicht § 49 Baugesuche in der Kernzone Geändert
Neue Farbgebungen und Änderungen an allen Bauten der
Kernzone bedürfen der Zustimmung durch den Gemeinderat.
Dieser entscheidet aufgrund von Farbmustern am Gebäude.

1 Sofern für die Beurteilung von Baugesuchen erforderlich,
sind zusätzliche Dokumente (Ansichten der angrenzenden
Bauten, Detailpläne, Beschreibungen, Modelle, Farb- und
Materialmuster, Umgebungsplan etc.) einzureichen.

Gebäudeabbrüche, bauliche Veränderungen und Aussenreno-
vationen von allen Bauten in der Kernzone sind bewilligungs-
pflichtig und erfordern ein ordentliches Baugesuch.

 -- Aufgehoben

Der Gemeinderat kann die Abbruchbewilligung von der Ertei-
lung einer Baubewilligung für den entsprechenden Neu- oder
Umbau abhängig machen.

 -- Aufgehoben

20.3 Baugesuche -- Aufgehoben
Nebst den üblichen Unterlagen (§ 87 RBV) sind den Baugesu-
chen – je nach Bauabsicht – die Ansichten der angrenzenden
Bauten, Detailpläne, Beschreibungen, Modelle, Farb- und Ma-
terialmuster usw. beizulegen. Mit dem Baugesuch ist ein Um-
gebungsplan im Massstab 1:100 einzureichen.

20.4 Öffentliche Beiträge -- Aufgehoben
Bei den kantonal geschützten Bauten kann der Staat Beiträge
gewähren.

Für kommunal geschützte Bauten liegt die Zuständigkeit bei
der Gemeinde. Allfällige Beiträge richten sich nach den Beson-
derheiten des Objektes.
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D.5 Vorschriften zu den Gefahrenzonen Neu eingefügt

§ 50 Gefahrenzonen allgemein Neu eingefügt
1 Bei in Gefahrenzonen gelegenen Neubauten und -anlagen
sowie bei wesentlichen Änderungen bestehender Bauten und
Anlagen in Gefahrenzonen sind Massnahmen zu treffen, die
die Bauten und Anlagen gegen die Auswirkungen der spezifi-
schen Naturgefahren hinreichend schützen.
2 In Bauzonen, die mit einer Gefahrenzone erheblicher Ge-
fährdung überlagert sind, gilt grundsätzlich ein Bauverbot für
neue Bauten und Anlagen.
3 In weitgehend überbauten Bauzonen, die mit einer Gefah-
renzone erheblicher Gefährdung überlagert sind, kann die
Baubewilligungsbehörde auf Antrag der Bauherrschaft und
nach Stellungnahme der zuständigen Fachstellen sowie der
Gemeinde Ausnahmen von den Schutzmassnahmen beim
Erteilen der Baubewilligung zulassen.
4 Die baulichen Massnahmen, die zum Schutz vor spezifi-
schen Naturgefahren geplant sind, sind in den Baugesuchs-
unterlagen darzustellen und zu beschreiben.
5 Die Haftung des Gemeinwesens für die auf Grund der Ge-
fahrenzonen zu ergreifenden baulichen Schutzmassnahmen
oder für Schutzmassnahmen, die auf Grund eines Ausnah-
meantrags bewilligt wurden, ist ausgeschlossen.
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§ 51 Gefahrenzone Überschwemmung Neu eingefügt
1 Gebäude und haustechnische Anlagen sind so zu bauen,
dass sie durch mögliche Hochwasserereignisse von geringer
Eintretenswahrscheinlichkeit (Jährlichkeit 300 Jahre) und un-
ter Beachtung der gemäss der Gefahrenzone ausgewiesenen
Gefahrenstufe nicht wesentlich beschädigt werden oder Fol-
geschäden verursachen.
2 Die Schutzhöhen sind im Baugesuch auf Basis der Naturge-
fahrenkarte zu definieren. Sie orientieren sich an der maxima-
len Überschwemmungshöhe eines Hochwassers mit geringer
Eintretenswahrscheinlichkeit (Jährlichkeit 300 Jahre).
3 Gebäudeteile, welche unterhalb der Schutzhöhe liegen, sind
wasserdicht auszugestalten; unterhalb der Schutzhöhe sind
Öffnungen in der Gebäudehülle untersagt.
4 Wird das Gelände aus Gründen des Hochwasserschutzes
aufgeschüttet, wird die Fassaden- und Gebäudehöhe ab der
Kote des geschütteten Geländes, jedoch höchstens ab der
Schutzhöhe, gemessen.

§ 52 Gefahrenzone Rutschung Neu eingefügt
1 Gebäude und haustechnische Anlagen sind so zu bauen,
dass sie durch die Art der möglichen Rutschereignisse und
unter Beachtung der gemäss der Gefahrenzone ausgewiese-
nen Gefahrenstufe nicht wesentlich beschädigt werden oder
Folgeschäden verursachen.
2 Die Ver- und Entsorgungsleitungen zum Gebäude sind so
auszubilden, dass sie der Art der möglichen Rutschereignisse
unter Beachtung der gemäss der Gefahrenzone ausgewiese-
nen Gefahrenstufe ohne Leck standhalten.
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3 Für Spontanrutschungen gilt ein Ereignis mit geringer Eintre-
tenswahrscheinlichkeit (Jährlichkeit 300 Jahre) als Schutzziel.
4 Die massgebenden Einwirkungen der Rutschgefahr sind mit
einer Baugrunduntersuchung zu ermitteln.

E  Quartierplanungen und
Ausnahmeüberbauungen

Neu eingefügt

E.1 Quartierplanung Neu eingefügt

§ 53 Ordentliches Quartierplanverfahren Neu eingefügt
1 Für den Erlass von Quartierplänen gelten die Bestimmun-
gen des kantonalen Raumplanungs- und Baugesetzes vom 8.
Januar 1998, insbesondere die §§ 37 bis 47 RBG.
2 Absichten der jeweiligen Grundeigentümerschaft für die Er-
arbeitung einer Quartierplanung sind dem Gemeinderat früh-
zeitig anzuzeigen, damit der Gemeinderat seine Anliegen
rechtzeitig einbringen kann.
3 Eine Nutzungserhöhung gegenüber der Grundnutzung kann
nur dann gewährt werden, wenn die unter Abs. 4 aufgeführ-
ten Kriterien beachtet werden und eine hochstehende Bebau-
ungs- und Aussenraumqualität sichergestellt wird. Dabei ist
ein adäquater Beitrag zur Infrastruktur zu leisten und zu be-
rücksichtigen.
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4 Folgende Kriterien sind vom Projektierenden und vom Ge-
meinderat bei der Ausarbeitung von Quartierplanvorschriften
besonders zu beachten:

a) Die haushälterische Nutzung des Bodens;
b) Steigerung der Wohn- und Aussenraumqualität;
c) Einpassung in die Nachbarschaft und in das Orts- und

Landschaftsbild;
d) gute Verkehrserschliessung für alle Verkehrsarten

(öV, Individual- und Langsamverkehr);
e) optimierte Parkierungsanordnung;
f) Realisierung eines vielfältigen Wohnungsangebots

(d. h. altersgerechtes Wohnen, verschiedene Woh-
nungsgrössen und Zielgruppen, Anteil gemeinnütziger
Wohnungen);

g) Energiekonzept (mit Zielen wie Minimierung des Ener-
giebedarfs, rationelle Energienutzung, Nutzung von
erneuerbaren Energien, Optimierung der Gebäude-
hüllen etc.) und nachhaltige Bauweise;

h) Erstellung eines Mobilitätskonzepts, welches aufzeigt,
wie die Mobilität aller Nutzergruppen (d. h. Beschäf-
tigte, Bewohnerschaft, Besuchende, Kunden) organi-
siert und bewältigt werden kann. Mit dem Konzept
sind Massnahmen aufzuzeigen, die den induzierten
Verkehr mit den Strassenkapazitäten, dem öffentli-
chen Verkehr und dem Fuss- und Veloverkehr abstim-
men.

i) Entsorgungskonzept (Wertstoffsammelstellen, Kom-
postierplätze etc.);
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j) Realisierung attraktiver Grünräume und Berücksichti-
gung der Biodiversitäts-Förderung sowie des ökologi-
schen Ausgleichs im Siedlungsraum;

k) zweckmässige Etappierung.

§ 54 Vereinfachtes Quartierplanverfahren
1 Für den Erlass von Quartierplänen im vereinfachten Verfah-
ren gelten die Bestimmungen des kantonalen Raumplanungs-
und Baugesetzes vom 8. Januar 1998 sinngemäss, insbeson-
dere sind die §§ 37 und 47 RBG zu beachten.
2 Die Aufstellung von Quartierplänen im vereinfachten Verfah-
ren ist grundsätzlich in jeder Bauzone möglich. Die Mindestflä-
che beträgt 2'000 m2. Quartierpläne im vereinfachten Verfah-
ren werden vom Gemeinderat erlassen.
3 Für die Anwendung des vereinfachten Quartierplanverfah-
rens gelten folgende Grundsätze:

a) Art der Nutzung gemäss Grundzone.
b) Nutzungsmass gemäss Grundzone.
c) Gebäude und Umgebung sind so zu gestalten, dass

sie in das Ortsbild passen. Der Gemeinderat kann ge-
genüber der Grundzone ein zusätzliches Vollge-
schoss gestatten.

d) verkehrsmässige Erschliessung gemäss Strassen-
netzplan. Anbindung zweckmässiger Fusswegverbin-
dungen an das Fusswegnetz der Gemeinde.

e) im Übrigen gelten die gleichen Voraussetzungen und
Verfahrensschritte (mit Ausnahme der Beschlussfas-
sung) wie beim ordentlichen Quartierplanverfahren
(§ 53).
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E.2 Quartierplanpflicht Neu eingefügt

§ 55 Zonen mit Quartierplanpflicht Neu eingefügt
1 Zonen mit Quartierplanpflicht umfassen Gebiete, in denen
nur aufgrund eines Quartierplans gebaut werden darf. Es gel-
ten die Bestimmungen des kantonalen Raumplanungs- und
Baugesetzes vom 8. Januar 1998, insbesondere die §§ 37 bis
47 RBG.
2 Für die bezeichneten Zonen für Quartierplanpflicht gelten
folgende Ziele und Vorgaben:
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a) Alle Zonen mit Quartierplanpflicht
 Realisierung eines vielfältiges Wohnungsangebots

(altersgerechtes Wohnen, verschiedene Wohnungs-
grössen und Zielgruppen, Anteil gemeinnütziger Woh-
nungsbau);

 Realisierung attraktiver Grünräume unter Berücksich-
tigung der Biodiversitäts-Förderung sowie des ökolo-
gischen Ausgleichs im Siedlungsraum;

 Erstellung eines Energiekonzepts (mit Zielen wie Mini-
mierung des Energiebedarfs, rationelle Energienut-
zung, Nutzung von erneuerbaren Energien, Optimie-
rung der Gebäudehüllen etc.) sowie Berücksichtigung
des nachhaltigen Bauens.

 Erstellung eines Mobilitätskonzepts, welches aufzeigt,
wie die Mobilität aller Nutzergruppen (d. h. Beschäf-
tigte, Bewohnerschaft, Besuchende, Kunden) organi-
siert und bewältigt werden kann. Mit dem Konzept
sind Massnahmen aufzuzeigen, die den induzierten
Verkehr mit den Strassenkapazitäten, dem öffentli-
chen Verkehr und dem Fuss- und Veloverkehr abstim-
men.
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b) Zone mit Quartierplanpflicht ZQP 1, 2, 3, 4 und 5 „Zent-
rum“
 Die Ziele beabsichtigen die qualitative Aufwertung

und Entwicklung des Zentrums. Das Gebot der hoch-
wertigen Innenentwicklung soll umgesetzt werden;

 Aufgrund der Lage der Zone im Mittelpunkt des Orts-
zentrums gelten hier besonders hohe Anforderungen
an die Gestaltung der Bauten und deren Umgebung;

 Entwicklung von Orts- oder Quartierzentren. Zugelas-
sen sind Wohnnutzung sowie mässig störende Be-
triebe, insbesondere publikumsintensivere Geschäfts-
betriebe, Gaststätten und Kleinbetriebe mit mässig
störenden Einrichtungen;

 Berücksichtigung ortsklimatischer Aspekte, wie
Durchlüftung, thermischer Komfort, Grün- und ökolo-
gische Ausgleichsflächen, Dach- und Hofbegrünun-
gen sowie Baumbepflanzung entlang der Strassen;

 Für eine gute Gestaltung und Nutzung der Freiräume
müssen die Parkplätze in den Zonen mit Quartierplan-
pflicht in unterirdischen Parkanlagen angeordnet wer-
den. Zulässig sind oberirdische Besucherplätze in be-
schränkter Anzahl.
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c) Zone mit Quartierplanpflicht ZQP 6 und 7 „Sägestrasse“
 Hochwertige, verdichtete Arealentwicklung mit ge-

mischter Nutzung;
 Attraktive Freiraumgestaltung und gute Durchwegung,

insbesondere ein öffentlicher Weg entlang der Birsig;
 Abstimmung ZQP 7 mit der Entwicklung in ZQP 6;
 Berücksichtigung ortsklimatischer Aspekte, wie

Durchlüftung, thermischer Komfort, Grün- und ökolo-
gische Ausgleichsflächen, Dach- und Hofbegrünun-
gen sowie Baumbepflanzung entlang der Strassen.

3 In Zonen mit Quartierplanpflicht ist vor dem Quartierplanver-
fahren ein Varianzverfahren durchzuführen.

Neu eingefügt

E.3 Ausnahmeüberbauungen nach
einheitlichem Plan

Neu eingefügt

§ 56 Ausnahmeüberbauungen nach einheitlichem
Plan

Neu eingefügt

1 Der Gemeinderat kann in Abwägung der öffentlichen und pri-
vaten Interessen und sofern es besondere Verhältnisse recht-
fertigen, den zuständigen kantonalen Amtsstellen in den W-
und WG-Zonen Ausnahmen von den Zonenvorschriften bean-
tragen, sofern eine hohe Wohn- und Umgebungsqualität und
eine gute Einfügung in die landschaftliche und bauliche Um-
gebung gewährleistet ist. Es sind die Qualitätskriterien ge-
mäss § 53 Abs. 4 sinngemäss zu beachten und umzusetzen.
2 In einem verbindlichen Gesamtplan wird die Situierung, kubi-
sche Erscheinung, Dachform, Material- und Farbwahl der
Überbauung sowie die Umgebungsgestaltung, Parkierung und
interne Erschliessung festgelegt.
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3 Die Mindestfläche für eine Ausnahmeüberbauung nach ein-
heitlichem Plan beträgt 2'000 m2.
4 In Abweichung von den Zonenvorschriften kann der Gemein-
derat folgende Maximalmasse bzw. Dachformen beantragen,
wobei jedoch kein Anspruch auf eine Erhöhung erhoben wer-
den kann.
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§ 57 Dachaufstockungen innerhalb von
Ausnahmeüberbauungen nach einheitlichem
Plan

Neu eingefügt

1 Für die im Zonenplan eingetragenen bestehenden Ausnah-
meüberbauungen nach einheitlichem Plan Nr. 5, 12, 13 und
14 ist die geschlossene Bauweise vorgeschrieben. Bei Dach-
aufstockungen gelten die notwendigen Grenzbaurechte als er-
teilt.
2 Dachaufstockungen müssen sich gut ins Siedlungsgebiet
einordnen. Sie sind nach Möglichkeit gleichzeitig über der
ganzen Häuserzeile resp. Häusergruppe zu realisieren.
3 Werden Dachaufstockungen zeitlich gestaffelt realisiert, so
haben sich alle Aufstockungen hinsichtlich ihrer Art und Ge-
staltung der ersten anzupassen.
4 Im Interesse des Ortsbilds kann der Gemeinderat für die je-
weiligen Überbauungen, oder einzelne Teile davon, Gestal-
tungskriterien aufstellen. Der Gemeinderat ist befugt, Einspra-
chen gegen ein Baugesuch zu erheben, wenn eine Verunstal-
tung des Orts- und Siedlungsbildes zu erwarten ist.
5 Vor Eingabe des ersten Baugesuchs ist ein Gestaltungskon-
zept für die gesamte Überbauung oder Häuserzeile vorzule-
gen. Das Konzept wird von den betroffenen Eigentümerinnen
und Eigentümern in Zusammenarbeit mit der Gemeinde entwi-
ckelt. Das Gestaltungskonzept ist Grundlage zur Beurteilung
der Baugesuche für Dachaufstockungen.
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E Übrige Zonen und Objekte -- Aufgehoben

21. Zentrumszone -- Aufgehoben
Zugelassen sind Wohnnutzung sowie mässig störende Be-
triebe.

Die Nutzungsziffer beträgt 100% (Definition gemäss Art. 5.2).
Dachaufbauten auf Flachdächern sind – mit Ausnahme von
technischen Aufbauten – nicht zulässig.

Aufgrund der Lage des Areals im Mittelpunkt des Ortszent-
rums gelten hier besonders hohe Anforderungen an die Ge-
staltung der Bauten und deren Umgebung. Der Gemeinderat
kann hierzu Weisungen erlassen.

Neu- und Umbauten dürfen nur aufgrund eines rechtskräftigen
Quartierplanes erstellt werden.

Auf kleineren Arealen kann der Gemeinderat Neu- und Um-
bauten ausnahmsweise von der Quartierplanpflicht entheben,
wobei in solchen Fällen der ursprüngliche Richtplan RP64
richtungsweisend ist.

Kleinere, für das Ortsbild unbedeutende Neu- und Umbauten
unterliegen nicht der Quartierplanpflicht.
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22. Zone für öffentliche Werke und
Anlagen

-- Aufgehoben

Zonen für öffentliche Werke und Anlagen umfassen Gebiete,
die zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben durch:
a) die Gemeinwesen,
b) andere Körperschaften und Anstalten des öffentlichen
Rechts,
c) Inhaber staatlicher Konzessionen,
d) Personen des privaten Rechts, die öffentliche Aufgaben er-
füllen, benötigt werden.

Zusätzlich sind in beschränktem Umfang andere Nutzungen
zulässig, sofern sie mit der Erfüllung der öffentlichen Aufga-
ben verträglich sind.

Die Bauweise wird unter Berücksichtigung der öffentlichen
und privaten Interessen festgelegt.

Die in diesen Zonen liegenden Grundstücke muss die Ge-
meinde im Zeitpunkt der Erstellung der Werke und Anlagen
unter Vorbehalt der übrigen gesetzlichen Bestimmungen über-
nehmen.

Neu in § 7 geregelt
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23. Uferschutzzone -- Aufgehoben
Diese Zone dient dem Schutz der Bachufer, der Vernetzung
von Naturräumen und der Verschönerung des Ortsbildes.

Alle Massnahmen, die dem Sinne dieser Zone widersprechen,
sind untersagt.

Der Gemeinderat legt im Einvernehmen mit dem Grundeigen-
tümer resp. der Grundeigentümerin Pflegemassnahmen und
Kostenteiler fest.

Abgelöst durch Grünzone
(§ 8) und Gewässerraum
(§ 9)

24. Botanisches Objekt -- Aufgehoben
Alle Baumgruppen, Gehölzgruppen und Einzelbäume sind vor
Beschädigung zu schützen.

Insbesondere sind Abgrabungen innerhalb der Kronentraufe
verboten.

Der Gemeinderat legt im Einvernehmen mit dem Grundeigen-
tümer resp. der Grundeigentümerin Pflegemassnahmen und
Kostenteiler fest.

Neu in § 37 geregelt
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F  Bestimmungen allgemeiner
Art

 -- Aufgehoben

25. Spezielle Planungs-, Nutzungs- und
Bauvorschriften

-- Aufgehoben

25.1 Eingliederung der Bauten in die Umgebung -- Aufgehoben
Alle Bauten sind derart in ihre bauliche und landschaftliche
Umgebung einzugliedern, dass eine gute Gesamtwirkung er-
reicht wird. Dies gilt besonders für die Baumassenverteilung,
Staffelung der Bauten, Bauhöhe, Bauform, Dachgestaltung,
Material- und Farbwahl sowie für die Umgebungsgestaltung.

25.2 Ausnahmeüberbauung nach einheitlichem Plan -- Aufgehoben
Der Gemeinderat kann in Abwägung der öffentlichen und pri-
vaten Interessen und sofern es besondere Verhältnisse recht-
fertigen, den zuständigen kantonalen Amtsstellen in den W-
und WG-Zonen Ausnahmen von den Zonenvorschriften wie
die Bebauungs- und Nutzungsziffer, der Gebäudelänge, der
Fassaden-, Gebäude- und Sockelgeschosshöhe beantragen,
wenn Grundstücksflächen von zusammen mindestens
2’000 m2 nach einheitlichem Plan überbaut werden.
Der Plan legt u.a. die Situierung, kubische Erscheinung, Mate-
rial- und Farbwahl der Überbauung sowie die Umgebungsge-
staltung, Parkierung und interne Erschliessung fest.
In Abweichung von den Zonenvorschriften kann der Gemein-
derat die Erhöhung der Nutzungsmasse bis zu den nachfol-
gend aufgeführten Werten beantragen, wobei jedoch kein An-
spruch auf eine Erhöhung erhoben werden kann.
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Zone Nut-
zungszif-
fer

Bebau-
ungsziffer

Gebäu-
delänge

Fassa-
denhöhe

Gebäu-
dehöhe

W2a + 5% + 5% 0 0 0

W2b + 5% + 2% + 5 m + 3 m + 3 m

WG2a + 5% 0 + 5 m + 3 m + 3 m

WG2b + 5% 0 0 + 3 m + 1 m

W3 + 5% + 5% + 10 m 0 0

WG3 + 5% + 5% 0 0 0

*Erhöhung in Prozentpunkten

Ausnahmen können nur beantragt werden, wenn die Über-
bauung in Bezug auf die architektonische Gestaltung, die
Wohnhygiene und die Umgebungsgestaltung gute Qualitäten
aufweist. Der Gemeinderat kann solche Ausnahmebebauun-
gen der kantonalen Arealbaukommission vorlegen.

25.3 Quartierplanungen -- Aufgehoben
Die Aufstellung von Quartierplänen ist grundsätzlich in jeder
Bauzone auf dafür geeigneten Arealen möglich. Quartierpläne
können von den ordentlichen Zonenvorschriften abweichende
Bestimmungen enthalten.

Neu in § 53 geregelt
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Besondere Beachtung ist folgenden Kriterien zu schenken:
- der Wohnqualität;
- den Auswirkungen auf die Nachbarschaft;
- dem Ortsbild;
- dem Landschaftsbild;
- der Kapazität der Erschliessungsanlagen;
- der Abfallbewirtschaftung.

Verfahren und Inhalt richten sich nach § 37 ff RBG.

25.4 Ausnahmebewilligungen -- Aufgehoben
Der Gemeinderat kann in Abwägung der öffentlichen und pri-
vaten Interessen und sofern es besondere Verhältnisse recht-
fertigen den zuständigen kantonalen Amtsstellen Ausnahmen
von den Vorschriften dieses Zonenreglements beantragen.

Neu in § 63 geregelt

Dies gilt beispielsweise:
- bei den in diesem Reglement erwähnten Fällen;
- wenn die Anwendung dieser Vorschriften eine architekto-
nisch oder städtebaulich bessere oder vernünftigere Lösung
verunmöglicht;
- bei der Einpassung von Bauten und deren Umgebung ins
bestehende Terrain;
- für Massnahmen, welche dem Umweltschutz dienen;
- für ausgesprochene Härtefälle.
Bei der Erstellung von Frei- und Spielflächen kann der Ge-
meinderat bei engen und ungünstigen Platzverhältnissen oder
schwieriger Topografie der Bewilligungsbehörde Ausnahmen
beantragen.
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Bei zusammengehörigen Gebäudegruppen dürfen Ausnah-
men für bauliche oder gestalterische Einzelmassnahmen nur
aufgrund eines Gesamtkonzeptes erteilt werden, wenn sie von
Bedeutung sind in Bezug auf:
- das Erscheinungsbild;
- die Erschliessung;
- die Umgebungsgestaltung.

Das Gesamtkonzept ist für alle weiteren gleichartigen Ausnah-
men richtungsweisend und integrierender Bestandteil des ent-
sprechenden Baugesuches.

25.5 Parkplätze -- Aufgehoben
Die Ermittlung der notwendigen Abstellplätze erfolgt nach der
kantonalen Wegleitung zur Bestimmung der Anzahl Park-
plätze für Personenwagen und Velos/Mofas.

Ist die Schaffung des erforderlichen Parkraumes auf privatem
Areal nicht möglich, so hat die Bauherrschaft der Öffentlichkeit
zweckgebundene Ersatzabgaben zu entrichten.

Bei neuen Bebauungen innerhalb der W-, WG- und K-Zonen
mit mehr als zwölf Stammplätzen ist für diese die Erstellung
von Einstellhallen obligatorisch.

Besucher-Parkplätze sind frei zugänglich anzuordnen und zu
bezeichnen.



69

25.6 Baugesuchsunterlagen -- Aufgehoben
Mit den Baugesuchsunterlagen ist ein Schema über die Be-
rechnung der baulichen Nutzung (Bebauungs- und Nutzungs-
ziffer sowie Fläche der Nebenbauten) einzureichen.

25.7 Zonenplan-Nachführungen -- Aufgehoben
Weisen Bau- und Strassenlinienpläne kleinere Abweichungen
gegenüber der Darstellung im Zonenplan auf, so ist der Ge-
meinderat befugt, die entsprechenden Planmutationen zu
beschliessen. Zur Erlangung der Rechtskraft ist das Auflage-
und Genehmigungsverfahren durchzuführen.

25.8 Dachaufstockungen in einheitlichen Siedlungen -- Aufgehoben
Grenzbaurecht
Für die bestehenden und im Zonenplan mit einer speziellen
Signatur bezeichneten Überbauungen ist die geschlossene
Bauweise vorgeschrieben. Bei Dachaufstockungen gelten die
notwendigen Grenzbaurechte als erteilt.
Gestaltung
Dachaufstockungen müssen sich gut ins Siedlungsbild einord-
nen. Sie sind nach Möglichkeit gleichzeitig über der ganzen
Häuserzeile resp. Häusergruppe zu realisieren.
Werden Dachaufstockungen zeitlich gestaffelt realisiert, so
haben sich alle Aufstockungen hinsichtlich ihrer Art und Ge-
staltung der ersten anzupassen.

Neu in § 58 geregelt

Im Interesse des Ortsbildes kann der Gemeinderat für die je-
weiligen Überbauungen, oder einzelne Teile davon, Gestal-
tungskriterien aufstellen. Der Gemeinderat ist befugt, Einspra-
che gegen ein Baugesuch zu erheben, wenn eine Verunstal-
tung des Orts- und Siedlungsbildes zu erwarten ist.
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Vor Eingabe des ersten Baugesuches ist ein Gestaltungskon-
zept für die gesamte Überbauung oder Häuserzeile vorzule-
gen. Das Konzept wird von den betroffenen Eigentümerinnen
und Eigentümern in Zusammenarbeit mit der Gemeinde entwi-
ckelt. Das Gestaltungskonzept ist Grundlage zur Beurteilung
der Baugesuche für Dachaufstockungen.

26. Administrative Bestimmungen F  Vollzugs- und
Schlussbestimmungen

Geändert

F.1 Vollzugsbestimmungen Neu eingefügt

§ 58 Gebühren Neu eingefügt
1 Für die Erteilung einer Bewilligung nach § 92 RBV kann eine
kostendeckende Gebühr erhoben werden. Die Gebühr wird in
der Gebührenordnung der Gemeinde festgelegt.

26.1 Zuständigkeit § 59 Vollzugsbehörde Geändert
Der Gemeinderat ist zuständig für die Anwendung dieses
Reglements.

1 Der Vollzug dieser Zonenvorschriften, unter Vorbehalt des
Baubewilligungsverfahrens, ist Sache des Gemeinderates. Er
kann zur Sicherstellung der Zonenvorschriften im Rahmen
des Baubewilligungsverfahrens Auflagen formulieren.
2 Für den Vollzug einzelner Vorschriften kann der Gemeinde-
rat ergänzende Richtlinien zu diesem Reglement erlassen.

§ 60 Zuständigkeit Neu eingefügt
1 Die Gemeindeverwaltung ist zuständig für den Erlass von
Verfügungen im Rahmen des kleinen Baubewilligungsverfah-
rens nach § 92 f. RBV.
2 Der Gemeinderat kann weitere Kompetenzen an die Ge-
meindeverwaltung delegieren.
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§ 61 Beratende kommunale Fachkommission Neu eingefügt
1 Zur Beurteilung von Bauvorhaben setzt der Gemeinderat
eine beratende Fachkommission ein. Der Gemeinderat stützt
sich bei seinen Entscheiden auf die Empfehlungen der Kom-
mission.

26.2 Zuwiderhandlungen § 62 Strafen und Bussen Geändert
Verstösse gegen das Zonenreglement werden gemäss den
Bestimmungen des Baugesetzes geahndet.

1 Zuwiderhandlungen gegen das vorliegende Zonenreglement
Siedlung werden gemäss § 136 RBG bestraft. Die daraus ent-
stehenden Kosten und Aufwendungen inkl. Wiederherstel-
lungskosten sind durch den Verursacher zu tragen.
2 Bussen, die in der Kompetenz des Gemeinderates ausge-
sprochen werden, richten sich nach den Bestimmungen des
Gemeindegesetzes.
3 Vor dem Verfügen einer Busse ist der Gemeinderat berech-
tigt, eine schriftliche Verwarnung auszusprechen.

§ 63 Ausnahmen von den Zonenbestimmungen Neu eingefügt
1 Der Gemeinderat ist berechtigt, in Abwägung öffentlicher
und privater Interessen sowie in Würdigung der besonderen
Umstände des Einzelfalles bei der Baubewilligungsbehörde
schriftlich und begründet Ausnahmen von den kommunalen
Zonenvorschriften zu beantragen.
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F.2 Schlussbestimmungen Neu eingefügt

26.3 Aufhebung bisherigen Rechts § 64 Aufhebung früherer Beschlüsse Geändert
Alle bisherigen Erlasse, welche diesen Vorschriften widerspre-
chen, werden aufgehoben. Dies gilt insbesondere für die Zo-
nenvorschriften von 1967, bestehend aus Zonenplan, Le-
gende, kantonalen Normalien und Ergänzungsbestimmungen,
sowie für die Dorfkernplanung von 1977.

Weiterhin rechtskräftig bleiben die Bestimmungen der Wo-
chenendhauszone WEH.

1 Alle den Zonenvorschriften Siedlung gemäss diesem Regle-
ment und zugehörigem Zonenplan widersprechenden frühe-
ren Beschlüsse und Pläne sind aufgehoben, insbesondere

a) Zonenplan und Zonenreglement Siedlung vom
1. März 1994

b) Teilzonenplan Dorfkern vom 1. März 1994
c) Teilzonenplan Fürstenrain vom 22. Juli 1964
d) Lärmempfindlichkeitsstufenplan vom 1. März 1994
e) Kommunaler Richtplan 1964 (RP 64) vom 1. Novem-

ber 1964

26.4 Rechtskraft § 65 Inkrafttreten Geändert
Dieses Reglement, samt den zugehörigen Zonenplänen Sied-
lung und Dorfkern, tritt mit der Genehmigung durch den Re-
gierungsrat in Rechtskraft.

1 Die Zonenvorschriften Siedlung treten mit der Genehmigung
durch den Regierungsrat in Kraft.
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G  Beschlüsse und Genehmigun-
gen

G  Beschlüsse und Genehmi-
gung

Gemeindeversammlung Regierungsrat

10. Juni 1993 RRB Nr. 502 vom 1. März 1994

16. Juni 1994 RRB Nr. 2534 vom 18. Oktober
1994

21. März 1996 RRB Nr. 1740 vom 25. Juni
1996

16. September 1999 RRB Nr. 1497 vom 18. Juli
2000

7. April 2005 RRB Nr. 1427 vom 13. Septem-
ber 2005

14. Juni 2016 RRB Nr. 1723 vom 6. Dezem-
ber 2016

An der Gemeindeversammlung vom 10. Juni 1993 beschlossen. Vom
Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft mit Beschluss Nr. 502
vom 1. März 1994 genehmigt.

Oberwil, 10. Juni 1993 GEMEINDERAT OBERWIL
Der Präsident: Die Verwalterin:

R. Mohler G. Schaub

Geändert durch Beschluss der Gemeindeversammlung vom 16. Juni
1994. Vom Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft mit Be-
schluss Nr. 2534 vom 18. Oktober 1994 genehmigt.

Oberwil, 16. Juni 1994 GEMEINDERAT OBERWIL
Der Präsident: Die Verwalterin:

R. Mohler G. Schaub

Neu eingefügt
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Geändert durch Beschluss der Gemeindeversammlung vom 21. März
1996. Vom Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft mit Be-
schluss Nr. 1740 vom 25. Juni 1996 genehmigt.

Oberwil, 21. März 1996 GEMEINDERAT OBERWIL
Der Präsident: Die Verwalterin:

R. Mohler G. Schaub

Geändert durch Beschluss der Gemeindeversammlung vom 16. Sep-
tember 1999. Vom Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft mit
Beschluss Nr. 1497 vom 18. Juli 2000 genehmigt.

Oberwil, 16. September
1999

GEMEINDERAT OBERWIL

Der Präsident: Die Verwalterin:
R. Mohler G. Schaub

Geändert durch Beschluss der Gemeindeversammlung vom 7. April
2005. Vom Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft mit Be-
schluss Nr. 1427 vom 13. September 2005 genehmigt.

Oberwil, 7. April 2005 GEMEINDERAT OBERWIL
Der Präsident: Die Verwalterin:

R. Mohler Hp. Gärtner

Geändert durch Beschluss der Gemeindeversammlung vom 14. Juni
2016. Vom Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft mit Be-
schluss Nr. 1723 vom 6. Dezember 2016 genehmigt und vom Ge-
meinderat mit Beschluss (Geschäft Nr. 783) vom 19. Dezember 2016
per 1. Januar 2017 in Kraft gesetzt.

Oberwil, 19. Dezember
2016

GEMEINDERAT OBERWIL

Hanspeter
Ryser

André
Schmassmann

Gemeinde-
präsident

Gemeinde-
veralter
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Anhang zum Zonenreglement H Anhänge Geändert

EMPFEHLUNGEN Anhang 1: Empfehlungen zum Zonenreglement Geändert
Naturnahe Gestaltung der Gartenanlagen
Der Gemeinderat befürwortet die naturnahe Gestaltung von
Gartenanlagen. Entsprechende Informationen und Dokumen-
tationen können bei der Bauabteilung eingeholt werden.

 -- Aufgehoben

ichtversiegelung bz. Entsiegelung von Wegen und Plät-
zen
Eine Zielsetzung des Gewässerschutzgesetzes ist die Rück-
haltung von Regenwasser und dessen Versickerung an Ort.
Mit der Erstellung von wasserdurchlässigen Abstellplätzen,
Gehwegen, Sitzplätzen etc. kommt man diesem Ziel sicher
näher. Überdies präsentieren sich solcherart gestaltete Plätze
aus einer gewissen Distanz wie Rasenflächen.

 -- Aufgehoben

Vorplätze, private Parkplätze und Wege
Befahr- oder begehbare Freiflächen sind nach Möglichkeit als
wasserdurchlässige Flächen zu gestalten. Die Beschaffenheit
soll zumindest einen minimalen Pflanzenbewuchs zulassen.
Flächendeckende Versiegelungen sind möglichst zu vermei-
den.

 -- Aufgehoben
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Vermeidung unnötiger Lichtemissionen
Ausrichtung: Lichtstrom von oben nach unten richten. Licht-
lenkung von unten nach oben ist grundsätzlich zu vermeiden.
Mindestens sind Leuchten so abzuschirmen, dass Lichtimmis-
sionen in nicht zu beleuchtende Räume verhindert werden.
Lichtlenkung: Vermeidung unnötiger Emissionen auf nicht zu
beleuchtende Bereiche durch präzise Lichtlenkung. Ist dies
nicht direkt möglich, sind als weitere Massnahme Abschirmun-
gen vorzunehmen.
Helligkeit: Objekte nur so hell beleuchten wie notwendig. Die
erforderliche Helligkeit ergibt sich aus der Nutzung. Es ist da-
rauf zu achten, dass die Helligkeit nicht über die Anforderung
der Nutzung hinausgeht und keine Überbeleuchtung entsteht.
Lichtsteuerung: Berücksichtigung der allgemeinen Nachtruhe
zwischen 22 und 6 Uhr durch Abschaltung oder Reduzierung
auf ein Minimum durch zeit- und bewegungsabhängige Be-
leuchtung (Verwendung von Bewegungsmeldern, Zeitschalt-
uhren). Es ist zu berücksichtigen, dass Sicherheits- und ge-
stalterische Beleuchtung zwingend unterschiedlich angesteu-
ert wer-
den können.

 -- Aufgehoben

Anschluss an Wärmeverbund Oberwil-Therwil
Bei Erstellung von Bauten und Anlagen mit einer Nutzfläche
von mehr als 500 m2 wird ein Anschluss an den Wärmever-
bund WOT (Wärmeverbund Oberwil-Therwil AG) empfohlen.

Anschluss an Wärmeverbund Oberwil-Therwil
Bei Erstellung von Bauten und Anlagen mit einer Nutzfläche
von mehr als 500 m2 wird ein Anschluss an den Wärmever-
bund Leimental empfohlen.

Geändert
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Varianzverfahren
Varianzverfahren sind qualitätssichernde Verfahren, die dazu
dienen, ein Richtprojekt mit einer überdurchschnittlichen Pro-
jektqualität zu erreichen. Gängige Verfahrensformen sind das
Workshopverfahren, der Wettbewerb oder der Studienauftrag.
Die Auswahl des Verfahrens hängt von den spezifischen pla-
nerischen Rahmenbedingungen ab. In diesen – einer Planung
bzw. einem Bauprojekt – vorgelagerten Verfahren wird das
Richtprojekt durch ein oder mehrere, unabhängige Planungs-
teams in einem iterativen Prozess mit Dialog und Juryierung
erarbeitet. Die Jury, welche die Beiträge beurteilen muss,
setzt sich aus Sach- und Fachpreisrichtern zusammen, wobei
die Fachpreisrichter im vorliegenden Fall die Mehrheit bilden
müssen. Zudem ist die Gemeinde Oberwil bei der Wahl der
Preisrichter und der Experten angemessen zu berücksichti-
gen.

Neu eingefügt
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DACHFORMEN Anhang 2: Dachformen Geändert
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Anhang 3: Dachaufbauten und Dacheinschnitte Neu eingefügt
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Anhang 4: Skizze Fassaden- und Gebäudehöhe Neu eingefügt
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Anhang 5: Liste der geschützten Naturobjekte gemäss
§ 37 ZRS

Neu eingefügt
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Anhang 6: Artenliste standortgerechte Bäume Neu eingefügt
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Anhang 7: Artenliste einheimische Sträucher Neu eingefügt


